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Editorial

Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte Herren,
nun liegt die Städteversammlung in 
Oldenburg schon wieder mehr als 
einen Monat zurück – in diesem 
Heft beginnen wir die Beiträge zu 
dokumentieren: Diesmal die nicht-
öffentliche Städteversammlung 
mit den Ansprachen von Präsident 
Mädge und Ministerpräsident Weil 
MdL, im nächsten Heft dann den 
zweiten Tag mit den Reden von 
Innenminister Pistorius und Altober-
bürgermeister Ude aus München. 
Ein guter Gastgeber war Oldenburg 
mit seinen Weser-Ems-Hallen, und 
der damalige oldenburger OB Prof. 
Dr. Schwandner hat das Kunststück 
fertig gebracht, insgesamt fünf 
Grußworte zu halten – nämlich am 
Vorabend der Präsidiumssitzung, 
in der Präsidiumssitzung, in der 
nichtöffentlichen Städteversamm-
lung, der Abendveranstaltung und 
der öffentlichen Städteversamm-
lung – ohne sich ein einziges Mal so 
zu wiederholen, dass seine Worte 
bekannt vorkamen – Chapeau!

Natürlich ist eine Städteversamm-
lung ein Ort der Begegnung, des 
informellen Austauschs und auch 
eine Heerschau der kommunalen 
Selbstverwaltung, nicht so sehr ein 
Ort der formellen Meinungsbildung. 
Letzteres galt diesmal besonders, 
weil wir – anders als in den letz-
ten Jahren – keine Resolution ver-
abschiedet haben. Aber dennoch 
waren die Foren gut besucht und die 
Diskussionen lebendig – die Proto-
kolle, die die Mitarbeiter des Ins-
tituts für Staatsrecht der Leibnitz-
Universität Hannover erstellt haben, 
machen das sehr deutlich. So sind 
diese Foren für die Geschäfts-
stelle eine wertvolle Quelle, wie 
die Ratsmitglieder auf der Städ-
teversammlung die Problemlagen 
sehen. Danke dafür! Und vielen 
Dank auch dafür, dass der Teil, der 
für die Geschäftsstelle immer der 
spannendste ist, auch gutgegangen 
ist; ich meine die Abstimmungen zu 
Satzungsänderungen. Da hier die 
Satzung nicht auf die anwesenden 
Delegierten abstellt, sondern auf die 
satzungsgemäße Zahl, ist eine Sat-
zungsänderung für uns immer auf-
regend, aber diesmal war die Ver-

sammlung so gut besucht, dass der 
– noch dazu einstimmige – Beschluss 
nicht gefährdet war. 

Inzwischen haben auch die gut 40 neu-
gewählten Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister ihre Arbeit aufgenom-
men; ihnen und ihren Städten gelten 
all meine guten Wünsche. Zum ers-
ten Mal haben wir Ende Oktober ein 
Einführungsseminar für neugewählte 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
durchgeführt – ähnlich wie wir es am 
Anfang der Kommunalwahlperiode für 
Ratsmitglieder machen, nur etwas aus-
führlicher; mit 23 Teilnehmenden haben 
wir offenbar den Bedarf getroffen.

Und zum Abschluss noch eine wirk-
lich große Freude: Am 14. Oktober 
haben sich die Kommunalen Spitzen-
verbände mit Kultusministerin Frauke 
Heiligenstadt MdL über die Konnexi-
tätsfragen der schulischen Inklusion 
geeinigt. Das Land wird ab 2016 dafür 
30 Millionen Euro pro Jahr bereitstel-
len, 2015 werden es einmalig 17,5 Mil-
lionen Euro sein. Einige redaktionelle 
Fragen werden in diesen Tagen noch 
geklärt, aber der Erfolg ist groß. Das 
wird besonders deutlich, wenn man die 
Regelung mit der anderer Bundeslän-
der vergleicht: In Nordrhein-Westfalen, 
das gewissermaßen das Muster gelie-
fert hat, zahlt das Land 35 Millionen 
p. a. – bei ziemlich genau doppelter 
Einwohner- und damit auch Schü-
lerzahl. Wenn diese Regelung nun in 
den nächsten Monaten Gesetz wer-
den wird, haben wir einen großen Bro-
cken nach mehrjährigen Verhandlun-
gen aus dem Weg räumen können und 
sparen uns, den klagenden Städten, 
Gemeinden und Kreisen, der Landes-
regierung und dem Staatsgerichtshof 
die Durchführung der Kommunalver-
fassungsbeschwerde. Gleichwohl war 
es richtig, die Klage zu erheben und 
das Geld dafür zu investieren: Die Lan-
desregierung wurde so vor der Versu-
chung bewahrt, sich auf eine vermeint-
liche Ausschlußfrist zu berufen. Vielen 
Dank an Frau Heiligenstadt, vor allem 
auch Staatssekretär Bräth, aber auch 
Finanzminister Schneider und natürlich 
auch den Ministerpräsidenten.

Außerdem haben wir uns vorgenom-
men, im ersten Halbjahr 2015 die 

Fragen zu klären, die mit dem 
Kultusministerium seit Jahren und 
Jahren offenstehen, als da wären 
die Belastung der Schulsekretä-
rinnen durch die Auflösung der 
staatlichen Schulverwaltung, die 
Schulsozialarbeit, die EDV-Unter-
stützung an Schulen und anderes. 
Die gute, konstruktive Atmosphäre 
der Verhandlungen zur Inklusion 
macht uns optimistisch, dass auch 
diese Uralt-Themen demnächst der 
Vergangenheit angehören könnten.

Wie Sie sehen: Es bleibt spannend.
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Freie Plätze bei den Seminaren der ISG
Die Innovative Stadt GmbH des Niedersächsischen Städtetages bietet laufend Seminare für Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Kommunen an. Das Seminarangebot wird dabei ständig 
aktualisiert und ist immer aktuell unter www.innovative-stadt.de abrufbar.

Alle Informationen zu den Inhalten, Terminen, Orten und Preisen der hier kurz vorgestellten Seminare finden sich im 
Internet unter www.innovative-stadt.de. Hier ist auch eine Online-Anmeldung mit Platzgarantie möglich.

n 27.11.2014 Die Planung kommunaler Straßen, Enteignung und Entschädigung

Referent: RA Siegfried de Witt

n 01.12.2014 Anforderungen an den Brandschutz in Pflege- und Senioreneinrichtungen 
Referent: Georg Spangardt, Branddirektor bei der Berufsfeuerwehr Köln

n 02.12.2014 Aktuelle Rechts- und Praxisfragen im Straßenverkehrsrecht und neuere Regelungs
vorhaben der Bundesregierung im Bereich Elektromobilität

Referent: Rupert Schubert, Referatsleiter

n 03.12.2014 Rechtssichere Dokumentation des Vergabeverfahrens – 
Achtung: Fördermittel nicht gefährden –

Referent: Dr. Dietrich Borchert, bbt-Rechtsanwälte

n 04.12.2014 Rechts- und Fachfragen der städtebaulichen Innenentwicklung

Referenten: Prof. Dr. Michael Krautzberger, Ministerialdirektor a.D., 
Dr. Hans-Heiner Schlesier, FB Planen und Stadtentwicklung, LHH

n 04.12.2014 Hannover
Schreibwerkstatt Pressemitteilung

Referent: Michael Konken, Dozent für Journalismus und Kommunikation an der Uni Vechta

n 08.12.2014 Käfer und Molch – Naturschutz in der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren

Referent: RA Siegfried de Witt

n 09.12.2014 Schulspeisung 2014: Vergabe- und Steuerrecht

Referenten: Marcel Baumgart, Steuerberater, Dr. Dietrich Borchert, bbt-Rechtsanwälte, 
Daniela Trittel, Steuerberaterin

n 11.12.2014 Pflanzung von Straßenbäumen und Baumpflege in der Jugend- und Altersphase

Referent: Prof. Dr. Volker Rudolph

n 15.12.2014 Macht der Körpersprache: Von Demut bis Dominanz

Referent: Dr. Arnd Stiel, Rechtsanwalt

n 16.12.2014 Verwaltungs- und Ordnungsrecht in der Praxis der Hygiene-, Gesundheits- 
und Veterinärbehörden

Referent: Torsten Barthel, Rechtsanwalt

n 17.12.2014 Betriebskosten rechtssicher erheben und korrekt abrechnen

Referent: Frank-Georg Pfeifer, Rechtsanwalt

n 20.01.2015 Workshop: Aktuelle Rechtsprechung zum Ordnungs- und Gefahrenabwehrrecht 
mit VG-Richterin Dr. Killinger (z. Zt. OVG Lüneburg)

Referentin: Dr. Stefanie Killinger LL.M.

n 27.01.2015 Workshop: Der rechtssichere Umgang mit aggressiven Kunden – Neue Umfrageergebnisse 
und Folgerungen für ein Schutzpaket

Referent: Dr. Arnd Stiel, Rechtsanwalt

n 28.01.2015 NBauO-Vertiefungskurs

Referent: Dr. Erich Breyer, Leitender Baudirektor bei der LHH a.D.

Alle Seminare fin-
den in der Akade-
mie des Sports im 
LandesSportBund 
Niedersachsen e.V. 
in Hannover statt
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Stephan Weil
Niedersächsischer Ministerpräsident

Ausführungen vor der Städteversammlung des 
Niedersächsischen Städtetages am 8. Oktober 
2014 in Oldenburg
Lieber Ulrich Mädge,
lieber Frank Klingebiel,
meine sehr verehrten Damen und 
Herren,

vielen Dank für die Einladung zu der 
Städteversammlung. Ich bin seit 1997 
als Stadtkämmerer und Oberbürger-
meister regelmäßig Teilnehmer dieser 
Versammlungen gewesen. In diesem 
Jahr handelt es sich dennoch um eine 
Premiere, denn ich komme zum ersten 
Mal als Ministerpräsident. Mit der letz-
ten Landtagswahl sind bekanntlich 
zwei Oberbürgermeister Ministerprä-
sident beziehungsweise Innenminister 
des Landes Niedersachsen geworden. 
Wir haben uns vorgenommen, unsere 
kommunalen Erfahrungen mitzuneh-
men in unsere neuen Ämter und bei-
zutragen für eine kommunalfreundliche 
Landespolitik.

Ob uns dies gelingt, werden Sie sicher-
lich alle für sich unterschiedlich bewer-
ten. Immerhin: Aus Sicht der Oppo-
sition im Niedersächsischen Landtag 
scheint es zu gelingen. Auf die Frage, 
was er denn anders machen würde, 
antwortete der Oppositionsführer in 
einem Interview vor wenigen Wochen: 
„Ich würde als erstes die Oberbürger-
meisterbrille ablegen... . Man ist nicht 
oberster Sachbearbeiter der Regie-
rung...“ (HAZ vom 11.  September 
2014). Ich habe mich über diese Aus-
sage zunächst herzlich amüsiert und 
dann herzlich gefreut. Meine Erinne-
rung an die Aufgabe eines Bürgermei-
sters ist nun eine ganz andere als die 
des obersten Sachbearbeiters, viel-
mehr handelt es sich um eine höchst 
anspruchsvolle, aber auch befriedi-
gende Aufgabe, ein Gemeinwesen 
führen und repräsentieren zu dürfen. 
Unverändert mit derjenigen Gruppe 
von Politikern in Verbindung gebracht 
zu werden, die nach Umfragen mit 
Abstand das meiste Vertrauen in der 
Bevölkerung genießt, hat mich dann 
ehrlich gefreut.

Zwischen Landespolitik und Kom-
munalpolitik gibt es die vielfältigsten 
Beziehungen. Gestatten Sie deswe-
gen, dass ich mich auf ausgewählte 
Aspekte beschränke.

Man kann nicht vor einem kommu-
nalen Spitzenverband sprechen, ohne 
die kommunale Finanzlage zu erör-
tern. Die Kassenlage der Kommu-
nen ist erfreulicherweise heute in Nie-
dersachsen nicht mehr insgesamt ein 
Thema, das regelmäßig für Schlagzei-
len sorgt. Die kommunale Familie hat 
nunmehr drei Jahre lang in Folge ins-
gesamt schwarze Zahlen geschrieben, 
das heißt, jahresbezogen mehr einge-
nommen als ausgegeben. Auch für 
den Verlauf dieses Jahres bin ich rela-
tiv zuversichtlich. Diese Durchschnitts-
betrachtung darf allerdings nicht ver-
kennen, wo unverändert die Probleme 
liegen. Einer Mehrheit von Kommunen, 
denen ein Haushaltsausgleich gelingt, 
steht eine Minderheit gegenüber, die 
auch unter vergleichsweise günstigen 
ökonomischen Bedingungen Jahr für 
Jahr die Defizite erhöhen müssen. Die 
Landesregierung ist sich dieses Pro-
blems sehr bewusst und bemüht sich 
gegenzusteuern. Die Entschuldungs-
mittel haben wir gemeinsam mit den 
kommunalen Spitzenverbänden noch 
einmal deutlich erhöht und der Innenmi-
nister wird gemeinsam mit den Spitzen-
verbänden auch eine Neuordnung des 
kommunalen Finanzausgleichs vorneh-
men, die diese Entwicklung sicherlich in 
besonderer Weise in den Blick nimmt. 
Vor allem aber werden wir die kom-
munalen Finanzinteressen gegenüber 
dem Bund nachhaltig unterstützen. Die 
Große Koalition hat eine Entlastung der 
kommunalen Ebene im sozialen Sek-
tor in Milliardenhöhe versprochen – wir 
werden sie beim Wort nehmen. Auch 
bei der Frage, ob die mit dem Solida-
ritätsbeitrag verbundenen Mittel wei-
ter den öffentlichen Kassen und wel-
cher politischen Ebene zur Verfügung 
stehen, wird die Landesregierung die 
kommunalen Interessen mitvertreten.

Im Mittelpunkt der Landespolitik steht 
ein Thema, das gleichzeitig im Mit-
telpunkt vieler kommunaler Anstren-
gungen steht: die Bildung. Dafür gibt es 
viele gute Gründe – ökonomische, sozi-
ale, familienpolitische, integrationspo-
litische Gründe. Bildung und Qualifi-
zierung sind Themen, die genau in der 
Schnittmenge verschiedener gesell-
schaftspolitischer Antworten liegen.

Ich bin mir sehr des Umstandes 
bewusst, dass es sich um eine Gemein-
schaftsaufgabe von Land und Kom-
munen handelt. Alleine wird keine der 
beiden Ebenen Erfolg haben können.

In den vergangenen anderthalb Jah-
ren ist es gelungen, die Handschrift 
der Landesregierung bei Bildungsfra-
gen deutlich zu machen:

•	 Wir haben in Niedersachsen die Stu-
diengebühren abgeschafft. Das ist 
zugegebenerweise kein Thema, das 
in erster Linie kommunale Belange 
berührt, sehr wohl aber eine sehr 
große Bedeutung hat.

• 	 Zentrale kommunale Belange 
berührt das weitere wichtige Thema: 
Wir wollen in den nächsten Jahren 
zielstrebig flächendeckend in Nie-
dersachsen gute Ganztagsschulen 
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	 möglich machen. Die Bedeutung 
dieses Themas ist allen kommu-
nalen Praktikern bewusst und muss 
hier nicht ausgeführt werden. Wir 
wissen auch miteinander, dass der 
bisherige Beitrag des Landes viel 
zu niedrig war, um für diese wich-
tige Aufgabe auch verlässliche und 
gute pädagogische Bedingungen 
zu schaffen. Das soll sich gründlich 
ändern, die Mittel je Schule werden 
verdreifacht. Es handelt sich dabei 
um eines der wichtigsten Vorhaben, 
das sich die Landesregierung vorge-
nommen hat und wird nach meiner 
festen Überzeugung die Situation in 
vielen Schulen deutlich verbessern. 
Zugleich ist damit für die Städte eine 
deutliche Entlastung verbunden und 
ich würde mich freuen, wenn die 
betroffenen Kommunen gleichwohl 
ihre Anstrengung am Ganztagsbe-
reich fortsetzen würden.

•	 Ein letztes Beispiel schließlich ist 
die dritte Kraft für Krippengruppen. 
Frühkindliche Förderung ist, wie wir 
alle wissen, von enormer Bedeu-
tung. Wir haben gegenüber dem 
Bund durchgesetzt, entsprechende 
Mittel hierfür einsetzen zu können. 
Es handelt sich dabei um einen ent-
scheidenden Schritt für eine bes-

sere Förderung der Kleinsten und 
wir werden dabei Kommunen nicht 
mit in Anspruch nehmen.

An diesen drei Beispielen wird deut-
lich, dass wir es ernst nehmen mit dem 
Anspruch, für mehr Qualität in der Bil-
dung in Niedersachsen zu sorgen. So 
soll es auch weitergehen. Die Kultus-
ministerin bereitet derzeit eine Novelle 
des Schulgesetzes vor. Dabei ist auch 
vorgesehen, dass künftig Gesamtschu-
len als ersetzende Schulform anerkannt 
werden. Das hat uns den Vorwurf ein-
gebracht, die Landesregierung würde 
eine Einheitsschule anstreben. Nichts 
liegt mir ferner, im Gegenteil: Ich bin 
der festen Überzeugung, dass nicht auf 
der Landesebene, sondern vor Ort die 
Entscheidung darüber getroffen wer-
den muss, welche Schule wo angebo-
ten werden soll. Ich möchte, dass die 
kommunalen Schulträger diese Ent-
scheidung selbst auf der Basis des 
Elternwillens treffen können. Deswe-
gen sollen die Schulträger mehr Spiel-
raum für ihre Entscheidungen erhalten. 
Diese Erwägungen sind alles andere 
als gymnasialfeindlich. Im Gegen-
teil: Durch die Wiedereinführung von 
neun Schuljahren an den niedersäch-
sischen Gymnasien haben wir dieser 
bewährten Schulform in unserem Land 

wieder eine Perspektive gegeben. Ich 
bin überzeugt, eine solche Schulpolitik 
entspricht vor allem auch den Bedürf-
nissen der Kommunen.

In diesem Zusammenhang ist sicher-
lich auch ein Wort zur Inklusion ange-
bracht. Es handelt sich um nicht weni-
ger als um ein Generationenprojekt, 
denn so groß ist der Nachholbedarf, 
den wir in der Bundesrepublik bei der 
gleichrangigen Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen in unserer Gesell-
schaft haben. Besonders wichtig ist 
eine gemeinsame Beschulung von Kin-
dern mit und ohne Handicap. Dabei 
sind allerdings die Voraussetzungen in 
Niedersachsen in den Regionen höchst 
unterschiedlich. Die Landesregierung 
wird deswegen den weiteren Fort-
gang der Inklusion vor allem auch auf 
der Basis entsprechender regionaler 
Konzepte vorantreiben. Wir sind uns 
miteinander unserer Verantwortung 
gegenüber Kindern bewusst, die es 
besonders schwer haben. Und was die 
Kosten betrifft: Die Landesregierung 
und die kommunalen Spitzenverbände 
befinden sich hierzu in einer sehr inten-
siven Diskussion. Dem Grunde nach ist 
die Kostenerstattung durch das Land 
Konsens, der Höhe nach besteht noch 
Diskussionsbedarf. 
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Die Landesregierung ist sowohl kom-
promisswillig als auch kompromissfä-
hig; ich hoffe, wir werden demnächst 
eine Einigung haben.

Lassen Sie mich einen dritten und 
letzten Schwerpunkt ansprechen. Die 
Zahl der Flüchtlinge, die in diesem 
Jahr nach Niedersachsen gekommen 
sind, stellt uns gemeinsam vor gro-
ßer Herausforderungen. Rund 18 000 
Menschen werden es wohl Ende 2014 
sein, die aus unterschiedlichen Teilen 
der Welt und aus unterschiedlichen 
Gründen zu uns gekommen sind. Das 
ist eine Verdoppelung gegenüber dem 
letzten Jahr. Ich möchte mich in aller 
Form und herzlich dafür bedanken, 
wie die niedersächsischen Kommu-
nen sich dieser Herausforderung stel-
len und überall größte Anstrengungen 
unternehmen, um zum Beispiel die 
Unterbringung in menschenwürdiger 
Weise zu ermöglichen. Das Land will 
die Kommunen dabei so gut wie irgend 
möglich unterstützen. Gemeinsam mit 
anderen Bundesländern haben wir bei 
der Bundesregierung darauf gedrun-
gen, das Baurecht für die Errichtung 
von Flüchtlingsunterkünften zu erleich-
tern. Ich gehe davon aus, dass die 
Bundesregierung in dieser Hinsicht 
sehr schnell aktiv werden wird. Wir 
werden eine neue Außenstelle für die 
Unterbringung von Flüchtlingen bereit-
stellen und damit auch die Kapazitäten 
auf der Landesseite erhöhen. Auf diese 
Weise soll insbesondere auch vermie-
den werden, dass durch sehr kurze 
Zuweisungsfristen einzelne Kommu-
nen unter besonderen Druck gesetzt 

werden. In finanzieller Hinsicht erhö-
hen wir die Landespauschale so gut wir 
können, auch wenn wir damit nicht alle 
Kosten der Kommunen decken kön-
nen. Hierzu bedarf es einer nachhal-
tigen Beteiligung des Bundes, auf die 
wir gemeinsam mit den anderen Län-
dern intensiv dringen. Das gilt vor allem 
auch für die notwendigen Bemühungen 
zur Integration, etwa der Sprachförde-
rung. Die niedersächsischen Kommu-
nen können sich in dieser Frage auf 
eine sehr engagierte Vertretung ihrer 
Interessen gegenüber der Bundesre-
gierung verlassen.

Wir stehen miteinander bei der Bewäl-
tigung der Flüchtlingszahlen unter 
erheblichem Druck, und dennoch bin 
ich zuversichtlich. Unser Land hat sich 

in den vergangenen 20 Jahren deutlich 
verändert. Ich habe noch in unguter 
Erinnerung, welche schlimmen Ausei-
nandersetzungen es Anfang der 90er-
Jahre in dieser Hinsicht gegeben hat. 
Das ist heute deutlich anders. Aus-
schlaggebend dafür sind nach meiner 
Beobachtung neben den kommunalen 
Bemühungen vor allen Dingen auch 
viele, viele Gruppen von Bürgerinnen 
und Bürgern, die aktiv die neuen Mit-
bürger aufnehmen und sie bei ihren 
ersten Schritten unterstützen. Über 
diese Entwicklung können wir froh 
und dankbar sein. Bitte richten Sie 
allen diesen Bürgerinnen und Bürgern 
in Ihren Kommunen für ihr Engagement 
meinen aufrichtigen Dank aus.

Selbstverständlich gibt es noch viele 
andere Themen zwischen der Lan-
desregierung und den Städten, über 
die zu sprechen ist. Und wir sprechen 
auch. Zwischen den kommunalen Spit-
zenverbänden und der Landesregie-
rung besteht nach meinem Eindruck 
eine sehr enge Zusammenarbeit und 
es gibt viele Kontakte. Ich empfinde 
diese Zusammenarbeit als intensiv und 
konstruktiv, übrigens auch als fair und 
freundlich. Dafür möchte ich mich herz-
lich bedanken – die Landesregierung 
möchte sehr gerne auf diesem Weg 
mit den Kommunen weitermachen. Die 
kommunale Selbstverwaltung ist nicht 
das Kellergeschoss unseres Staates, 
sondern das Fundament. Die Landes-
regierung insgesamt und ich ganz per-
sönlich sind uns dessen sehr bewusst. 
Lassen Sie uns auf dieser Grundlage 
weiter intensiv für die Städte in Nie-
dersachsen arbeiten.

M U T  Z U  T A T E N

Wir unterstützen die Mutigen in Haiti, die ihr Land wieder 
aufbauen wollen. Ihre Spende hilft! www.misereor.de
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Fachforum „Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)“
Von Jörn Edling1

Im Rahmen des Fachforums zum 
„Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG) begrüßte 
Bürgermeister Burhenne MR Franke, 
Leiter des Referats „Kommunale Ver-
fassung, Organisation, Dienstrecht“ 
im Niedersächsischen Ministerium 
für Inneres und Sport, der die beab-
sichtigten Änderungen im NKomVG 
vorstellte. Aus Sicht der Mehrheits-
fraktionen habe sich das NKomVG 
bewährt, sei aber nach den ersten 
Änderungen aus dem Jahr 2013 (Syn-
chronisation der Wahlzeitzeiten, Ein-
führung der Stichwahlen) dennoch 
novellierungsbedürftig.

1. �Stärkung der Gleichstellung auf 
kommunaler Ebene

Diskutiert werde, so Franke, die 
Verpflichtung aller Gemeinden zur 
Beschäftigung von hauptberuflichen 
Gleichstellungsbeauftragten ab einer 

bestimmten Einwohnerzahl. Auch solle 
der Beschäftigungsumfang gesetzlich 
festgelegt werden. Er sprach die Frage 
der Konnexität und der Notwendigkeit 
einer Kostenregelung an. Der dritte 
Bereich sei die Abberufung der Gleich-
stellungsbeauftragten. Fraglich sei, mit 
welcher Mehrheit dies geschehen solle.

Hinsichtlich der Zahl der Gleichstel-
lungsbeauftragten befürworte der NST, 
so der Beigeordnete Stefan Wittkop 
(NST), die bisherige Regelung beizube-
halten. Sie solle weiterhin an den Status 
der Stadt gebunden sein. Schon heute 
sei es möglich, freiwillig Gleichstel-
lungsbeauftragte zu beschäftigen. Die 
Regelung zum Beschäftigungsumfang 
solle ebenfalls beibehalten werden, eine 
Erhöhung sei aus Sicht des NST kon-
nexitätsrelevant. Die Erstattungspflicht 
bei Gleichstellungsbeauftragten knüpfe 
an die rechtliche Verpflichtung an. Auch 
eine Kommune, die schon freiwillig eine 
Gleichstellungsbeauftragte beschäftige, 
in Zukunft aber verpflichtet sei, werde 
berücksichtigt, so Franke weiter. Der 

Modus zur Abwahl der Gleichstel-
lungsbeauftragten müsse ins Gefüge 
des NKomVG passen, insbesondere im 
Vergleich zu anderen Positionen.

Auf Nachfrage von Herrn Bürgermei-
ster André Wiese könnte, so Franke, 
die Verbandsanhörung ab Dezember 
2014 erfolgen, der Entwurf könnte 
dann im März/April 2015 in den Land-
tag eingebracht werden und ggf. Ende 
2015/Anfang 2016 in Kraft treten. Bei 
Beschäftigung einer Gleichstellungs-
beauftragten in Teilzeit durch zwei 
Personen sei eine Übergangsregelung 
angebracht. Es solle möglichst gute 
Bedingungen für diese Aufgabenwahr-
nehmung geben. Es gehe allerdings 
nicht nur um den zeitlichen Umfang. 
Die Gleichstellungsbeauftragten sollten 
fest eingebunden sein in die kommu-
nale Organisation.

Auf den Vorschlag, die Gleichstellungs-
beauftragte nur mit einer Zweidrittel-
Mehrheit abzuberufen, entgegnete 
Franke, dass die Beschäftigung nicht 
auf Zeit, sondern auf Dauer erfolge. Vor 
diesem Hintergrund wäre eine Abwahl 
nur mit Zweidrittel-Mehrheit eine hohe 
Hürde.

2. �Stärkung der Bürgerbegehren 
auf kommunaler Ebene

Ziel sei, so Franke, die Stärkung der 
direkt-demokratischen Elemente. Der 
umfängliche Ausschluss- bzw. Nega-
tivkatalog des § 32 NKomVG solle 
bleiben. In der Praxis habe sich aber 
gezeigt, dass das Unterschriftenquorum 
von zehn Prozent zur Einreichung eines 
Begehrens vor allem bei großen Kom-
munen eine recht hohe Hürde sei. Das 
Quorum könne man unter Umständen ab 
100 000 Einwohnern deutlich absenken, 
zum Beispiel auf fünf Prozent. Geprüft 
werde auch, den Kostendeckungsvor-
schlag zu streichen. Er sei für Bürger-
begehren ein großes Hindernis. 41 Pro-
zent der Bürgerbegehren scheiterten am 
Kostendeckungsvorschlag. Bayern und 
Hamburg hätten den Kostendeckungs-
vorschlag gestrichen; in anderen Län-
dern geschehe eine Kostenschätzung 
durch die Gemeinde. Über die Zuläs-
sigkeit von Bürgerbegehren solle auch 

1  �Jörn Edling ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Lehrstuhl für öffentliches Recht und Ver-
waltungswissenschaften, Leibniz Universität 
Hannover.
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weiterhin der Verwaltungsausschuss 
entscheiden. Da die Zulässigkeitsent-
scheidung aber auch eine politische 
Komponente habe, solle der HVB künf-
tig verpflichtet sein, in der Vertretung 
darüber zu berichten, was er in wich-
tigen Dingen ohnehin müsse.

Überlegt werde auch, eine gesetz-
liche Vollzugshemmung einzuführen, 
dass die Kommune ein Vorhaben nicht 
mehr umsetzen dürfe, wenn ein Bür-
gerbegehren in Gang gesetzt worden 
sei. Auch werde darüber nachgedacht, 
die individuelle Abstimmungsbenach-
richtigung jedes Einzelnen durch öffent-
liche Bekanntmachung zu ersetzen. Es 
sei möglicherweise sinnvoll, eine Bera-
tungspflicht der Kommunen gegenüber 
den Initiatoren ins Gesetz aufzunehmen. 
Dass mindestens 25 Prozent der Wahl-
berechtigten für das Begehren stimmen 
müssen, sei aus Sicht der Fraktionen 
eine hohe Hürde. Andere Länder hät-
ten den Prozentsatz bis auf zehn Pro-
zent abgesenkt. Andererseits bestehe 
ein Spannungsverhältnis zur reprä-
sentativen Demokratie. Da es bei Bür-
gerbegehren um Individualinteressen 
gehe, müsse man vorsichtig sein mit 
einer Absenkung, gegebenenfalls sei 
eine Senkung auf 20 Prozent vertretbar.

Wittkop (NST) begrüßte hierzu, dass der 
Negativkatalog des § 32 NKomVG nicht 
geändert werden solle. In Kombination 
mit einer Vollzugshemmung würde dies 
das Verwaltungshandeln lähmen. Eine 
gänzliche Herausnahme des Erfor-
dernisses eines Kostendeckungsvor-
schlags sei aber nicht sinnvoll, weil sich 
die Initiatoren mit den finanziellen Fol-
gen auseinandersetzen sollten. Der NST 
sei gegen die Absenkung sämtlicher 
Quoren. Schließlich führe eine Ände-
rung in diesem Bereich zur Schwächung 
der vom Volk gewählten Räte.

Den Kostendeckungsvorschlag zu ent-
fernen, sei, so Herr Wilhelm Behrens 
(Langenhagen) positiv. Er sei auch nur 
mit einer Beratungspflicht zu rechtfer-
tigen. Einen Kostendeckungsvorschlag 
auszuarbeiten, dauere aus eigener 
Erfahrung unter Umständen durchaus 
drei Monate. Hinsichtlich der Quoren 
sei eine Senkung auf zehn Prozent 
sinnvoll. Die Quoren sollten, so Frau 
Dr. Kerstin Beckmann (Barsinghausen), 
vernünftig abgesenkt werden. Wollte 
man doch an höheren Quoren festhal-
ten, solle man für die Region Hanno-
ver überlegen, Bürgerbefragungen in 
Stadtteilen zuzulassen.

Bürgermeister Burhenne warne auch 
vor einer Ausweitung der Direktdemo-
kratie. Das Interesse an einer Ratsmit-
gliedschaft würde weiter sinken.

3. Wirtschaftliche Betätigung

Geplant sei, so Franke, eine Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Betätigung 
für die Kommunen. Künftig müsse die 
Kommune nur genauso leistungsstark 
sein wie ein Privater. Die Drittschutz-
klausel solle gestrichen werden, was 
zur Folge habe, dass keine Drittschutz-
klagemöglichkeit mehr bestünde. Gep-
lant sei möglicherweise auch eine 
Lockerung des Örtlichkeitsprinzips 
in den Bereichen Energie und Tele-
kommunikation; erlaubt werden solle 
eine Tätigkeit außerhalb des eigenen 
Gebiets, wenn die Interessen anderer 
Kommunen gewahrt sind.

Es bestehe, so Wittkop (NST), Überein-
stimmung mit dem MI, dass die einen-
genden Vorschriften des Gemeindewirt-
schaftsrechts und insbesondere des 
§ 136 NKomVG rückgängig gemacht 
werden sollen.

Es solle, so Franke weiter, eine Erleich-
terung geben für den konsolidierten 
Gesamtabschluss. Einzelne Aufgaben-
träger von untergeordneter Bedeutung 
müssten nicht mehr einbezogen wer-
den. Als Orientierung gab er zwei bis 
fünf Prozent des Gesamthaushaltes, bei 
mehreren Einzelnen auch mehr, an. Bei 
unausgeglichenem Haushalt solle das 
Gesetz künftig auch vorsehen, dass ein 
spezielles Haushaltssicherungskonzept 
zu erstellen sei. Andererseits wurde aus 
dem Forum angemerkt, dass Vollstän-
digkeit wichtig sei, zur Vergleichbarkeit 
mit anderen Städten und auch als Infor-
mationsmöglichkeit für den Bürger.

Zur Tätigkeit von HVB in Aufsichtsräten 
der Kommune gebe es, so Franke, in 
der Praxis Rechtsunsicherheit. Die Vor-
schrift des § 138 Abs. 8 NKomVG werfe 
in der Praxis eine Reihe von Fragen auf, 

die gegebenenfalls mit dieser Novelle 
beseitigt werden können.

4. Weitere Änderungen

Es gebe, so Franke, viele redaktio-
nelle Korrekturen und Klarstellungen. 
Außer den bisherigen Bezeichnungen 
für Gemeinden gebe es die Überlegung, 
freizustellen, eine Bezeichnung zu wäh-
len. Das Begehr sei stark gewachsen. 

Geprüft werde auch, die Bürgerbefra-
gung umzuwandeln in eine Einwoh-
nerbefragung: alle Einwohner, auch 
Jugendliche ab 14 Jahre und auch 
Nicht-EU-Ausländer. 

Was sich in der Rechtsprechung zur 
Öffentlichkeit in Vertretungssitzungen 
und zum Datenschutz des einzelnen Ver-
tretungsmitglieds herausgebildet habe, 
solle ins Gesetz geschrieben werden. 

Es biete sich im Rahmen von § 109 
NKomVG gegebenenfalls ein weiterer 
Fall an, in dem mit einfacher Mehrheit 
von einer Ausschreibung abgesehen 
werden könne: ein Zeitbeamter, der 
nicht allgemeiner Vertreter ist, der in 
ein Zeitbeamtenverhältnis übernom-
men werden soll.

Bei den Bezeichnungen der Gemein-
den sei, so Wittkop (NST), mehr Gestal-
tungsspielraum erwünscht. Bei der Ein-
wohnerbefragung komme es auf die 
Details an (Wohnsitz, Alter etc.). Der 
Vorschlag der einfachen Mehrheit bei 
der Ausschreibung komme vom NST.

Bei der Stichwahl sei, so ein Teilnehmer 
des Forums, zur Kostensenkung und weil 
es im zweiten Wahlgang eine geringe 
Beteiligung gebe, gegebenenfalls eine 
integrierte Wahl auf dem Wahlzettel sinn-
voll. Zur Möglichkeit einer freien Benen-
nung wird angemerkt, dass verhindert 
werden solle, dass eine Vertretung den 
Stadtnamen häufig ändere. Dem könne 
durch eine zeitliche Begrenzung für eine 
erneute Änderung oder eine hohe Mehr-
heit entgegengewirkt werden. 
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Tagungsbericht über das Forum 
„Bildung und Betreuung von Kindern im Alter 
bis zu zehn Jahren“
Von Johannes von Zastrow1

Die Kinderbetreuung ist ein besonders 
wichtiges Thema für die Kommunen. 
Hierbei gibt die anstehende Novellie-
rung des Kindertagesstättengesetz 
(KiTaG) erneut Anlass, die Bedürfnisse in 
den Gemeinden vor Ort zu ermitteln, um 
Unzulänglichkeiten aufzeigen und sach-
gerechte Lösungen entwickeln zu kön-
nen. Soweit die Kommunen sich dem 
Thema der Kinderbetreuung, das sich 
von einem Bildungs- und Erziehungs-
auftrag nicht trennen lässt, annehmen, 
rückt auch das Spannungsverhältnis mit 
den Bildungsaufgaben des Landes in 
den Brennpunkt. Dies zeigt sich beson-
ders deutlich bei allen Lösungsansätzen 
der Ganztagsbetreuung, die auf einen 
umfassenden und institutionell gebün-
delten Ansatz aufbauen.

Dieses Thema beleuchteten vier Refe-
renten im Rahmen des von Ulrich Mah-
ner, Referatsleiter Soziales und IT in der 
Geschäftsstelle des NST, moderierten 
Forums „Bildung und Betreuung von 
Kindern im Alter bis zu zehn Jahren“ auf 
der diesjährigen Städteversammlung 
des Niedersächsischen Städtetages.

Familienzentren

Zum Thema „Familienzentren“ führte 
Siegfried Lieske, Stadtrat der Stadt Göt-
tingen und dort Dezernent für Jugend, 
Schule und Ordnung, aus, dass Kinder 
und Familien ein grundlegendes Bedürf-
nis nach zum einen einer Betreuung/
Beratung jedoch zum anderen auch 
einer individuellen Förderung/Unterstüt-
zung haben. Diesem Ziel, der Förderung 
der Bildungsbiographie, können institu-
tionell insbesondere die Familienzentren 
dienen, die jedoch als offener Begriff der 
näheren Bestimmung und Ausgestal-
tung bedürfen. Allgemein sind Familien-
zentren die geeigneten Orte, an denen 
diese Zusammenführung von Bildung 
und Betreuung mit den Beratungs- und 
Unterstützungsangeboten für Familien 
erfolgen kann. Ausgangspunkt eines 

Familienzentrums sind nachbarschaft-
liche Lebenszusammenhänge und 
sozialer Strukturen vor Ort, auf die ein 
Familienzentrum aufbauen kann bzw. 
umgekehrt die es aufzubauen hilft.

Die unterschiedliche Ausgestaltung der 
Familienzentren kann nach vier ver-
schiedenen Ansätzen differenziert wer-
den, abhängig vom Ausgangspunkt der 
Ausgestaltung und dem Maß der institu-
tionellen Integration. Als Maximallösung 
kommt erstens Familienzentrum „unter 
einem Dach“ in Frage, in dem neben der 
Betreuung der Kinder und der Beratung 
der Eltern weitere Angebote der Fami-
lienbildung auch institutionell aus einer 
Hand angeboten werden. Eine zweite 
Lösung beschränkt sich auf eine „Gale-
rie“, in der verschiedene Träger, weiter-
hin unter einem Dach, räumlich zusam-
mengefasst sind. Von einer räumlichen 
Zusammenfassung Abstand nimmt ein 
drittes Modell, nämlich das „Lotsenmo-
dell“, in dem im Rahmen von einer Bera-
tung an die entsprechenden Einrich-
tungen weitergeleitet wird. Ein viertes 
Modell, das „Verbundmodell“, unter-
scheidet sich von den Familienzentren 
nach dem ersten und zweiten Ansatz 
darin, dass bestehende Einrichtungen, 
zum Beispiel Kitas und Grundschulen, 
sich sozialräumlich vernetzen. Den Aus-
gangspunkt für die Ergänzung mit wei-
teren Angeboten kann das Modell „Kin-
dertagesstätten Plus“ bilden, bei dem 
eine Kita mit eigenen Angeboten und 
Kooperationen zu einem Familienzen-
trum ausgebaut wird.

Für die Planung könnte ein Familienzen-
trum für rund 10 000 Einwohner angepeilt 
werden. Diesem Punkt wurde jedoch 
gleichzeitig entgegengehalten, dass 
gerade im ländlichen Raum diese Grö-
ßenordnung nur schwer mit der räum-
lichen Entfernung in Einklang zu brin-
gen ist. Insbesondere sind bestehende 
soziale Räume vielfach deutlich kleiner 
als die veranschlagen 10 000 Einwohner.

Ungeklärt ist auch die Finanzierung, die 
in Modellprojekten mit 70 000 Euro pro 
Familienzentrum veranschlagt ist. Hier 

bedarf es einer flächendeckenden finan-
ziellen Förderung des Landes. An dieser 
Stelle ist insbesondere das Spannungs-
verhältnis zwischen Land und Kommu-
nen zu berücksichtigen, welches sowohl 
eine Finanzierung durch Beiträge, 
soweit die Betreuung in dem Bereich 
der Schulen betroffen ist, wie auch die 
Verwendung des Personals im Rah-
men einer zwischen Land und Kommu-
nen aufgesplitterten Arbeitgeberschaft, 
betrifft, erschwert. Möglicherweise ist 
an dieser Stelle eine Kommunalisierung 
der Grundschule oder umgekehrt eine 
Hochzonung der Kinderbetreuung ins-
gesamt erforderlich.

Sprachbildung

Zum Thema „Sprachbildung entlang der 
Bildungsbiographie“ führte Iris Bothe, 
Stadträtin der Stadt Wolfsburg und dort 
Dezernentin unter anderem für Jugend, 
Schule und Integration, aus, dass die 
Begleitung und Förderung im Sinne eines 
bildungsbiographischen Ansatzes nicht 
mehr in Zuständigkeiten, sondern in Ver-
antwortung zu denken ist. Hierbei solle 
das Kind im Mittelpunkt stehen. Zu lösen 
sind insbesondere Probleme, die vor-
wiegend an den Übergängen zwischen 
Krippe und Kindergarten sowie Kinder-
garten und Schule entstehen. „Für den 
Bildungserfolg ist das frühzeitige Erlernen 
der Sprache eine Grundvoraussetzung. 
Wir erwarten vom Land Niedersachsen 
die Entwicklung eines nachhaltigen und 

1	 Johannes von Zastrow ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Lehrstuhl für öffentliches Recht 
und Verwaltungswissenschaften, Leibniz Uni-
versität Hannover.

Siegfried Lieske
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übergreifenden Sprachbildungs- und 
Sprachförderungskonzepts für Kinder 
im Alter bis zu zehn Jahren.“

Für die Kommunen ist hierbei der Ansatz-
punkt ihr Bildungsauftrag im Rahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe, welcher 
neben den Bildungsauftrag des Landes 
tritt. Das hierdurch entstehende Span-
nungsverhältnis ist durch ein gemein-
sames Bildungsverständnis zwischen 
Kommunen und Land zu überbrücken. 
Zurzeit noch ist das Nebeneinander 
jedoch von unterschiedlichen Test- und 
Screeningmethoden geprägt. Hierbei 
führen unterschiedliche Qualitätsstan-
dards zu einer Abhängigkeit der Sprach-
bildung von Wohnort und sozialem Hin-
tergrund, zusätzlich verkompliziert durch 
ein Nebeneinander von unterschied-
lichen Fördertöpfen des Landes und des 
Bundes. Gleichzeitig beschränkt sich 
aktuell das System auf bloße Empfeh-
lungen, denen insbesondere die Kontinui-
tät der Förderung und der Lehrkräfte fehlt.

In diesem Rahmen findet in der Stadt 
Wolfsburg ein Modellprojekt unter der 
Leitung einer Sprachbildungskoordina-
torin der Volkshochschule (VHS) statt, 
dem neben der Stadt die VHS, das 
Land, Schulen, Kitas und die Geschäfts-
bereiche (GB) Jugend und Schule 
angehören. Dies richtet sich an Kin-
der und Jugendliche, Eltern, Erzieher, 
Lehrkräfte, Kitas und Schulen, sowie 
außerschulische Partner (wie beispiels-
weise Lesepaten, Museen und Vereine). 
Hierbei wird die Sprachbildung als 
Querschnittsaufgabe gesehen, deren 
Erfüllung ein vernetztes Vorgehen der 
professionellen Akteure im Bildungsbe-
reich zugrunde liegt. Es beinhaltet eine 
systematische Kooperation der Kitas, 
Primarschulen und Sekundarschulen 
sowie ein Übergangsmanagement. Ziel 
des partizipativen Vorgehens sind ver-
bindliche Standards als Grundlage für 
die Unterstützungsangebote für die teil-
nehmenden Institutionen und Eltern. Die 
Finanzierung läuft in einer Partnerschaft 
mit den Kommunen und Land.

Für jede Maßnahme ist jedoch zu beach-
ten, dass Geld allein keine Lösung bringt, 
soweit mangelnde Erfolgskontrolle und 
Qualifikation des Personales einem Erfolg 
im Wege stehen. Zusätzlich ist zu berück-
sichtigen, dass Lösungen nicht erfolg-
reich gegen den Willen der Kinder durch-
gesetzt werden können und in vielen 
Fällen eine Notwendigkeit einzugreifen 
nicht besteht, soweit ein Kind nur etwas 
mehr Zeit für seine Entwicklung bedarf.

Ganztagesbetreuung

Zum Thema „Der neue Erlass zur Ganz-
tagsschule, Hier: Grundschulen“ führte 
Rita-Maria Rzyski, Erste Stadträtin der 
Stadt Osnabrück und dort Dezernen-
tin unter anderem für Kinder, Jugend, 
Soziales und Gesundheit, aus, dass 
zu hinterfragen sei, ob eine Ganztags-
schule auch „den ganzen Tag Schule“ 
heiße. Insbesondere sei fraglich, ob 
dies dem Interesse des Kindes ent-
spreche. Zweifel könnten sich aus der 
Rechtslage ergeben, die auch im Rah-
men der Ganztagsschule den Lehrbe-
trieb in den Mittelpunkt stellen.

Die Ganztagsschule ist nach dem neuen 
Erlass in drei verschiedenen Formen vor-
gesehen. Erstens einer offenen Ganz-
tagsschule (insoweit keine Verände-
rungen). Daneben bestehen jedoch eine 
vollgebundene (vier Tage gebunden) und 
teilgebundene (an zwei Tagen gebun-
den) Ganztagsschule. Zusätzlich ist auch 
die Errichtung von Ganztagszügen (nicht 
über 50 Prozent der Züge) vorgesehen. 
Die Entscheidung, eine Ganztagsschule 
zu werden, sei von der Schule selbst und 
nicht von der Kommune zu treffen.

Ein neues Feld bilden vielfältige Koo-
perationen mit externen Partnern, 
deren Umsetzung im Detail jedoch 
noch offen ist. Angedacht sind insbe-
sondere schulübergreifende Koopera-
tionen. Insgesamt muss jedoch die Ver-
antwortung in der Hand einer Schule 
verbleiben und die Lehre ist pädago-
gischen Mitarbeitern vorbehalten. Die 
Regelungen darüber hinaus, insbeson-
dere für außerunterrichtliche Angebote, 
bedürfen der Absprache mit dem Land 
und weiteren Trägern.

Die Finanzierung (Ganztagszuschlag) 
wird auf einen Schlüssel umgestellt der 
sich statt nach der Klassenanzahl nach 
der Schülerzahl richtet. Besonders her-
vorzuheben ist hierbei eine Doppelzäh-
lung von Schülern mit sonderpädago-

gischen Unterstützungsbedarf. Auch 
soll der Ganztagszuschlag des Lan-
des (unter dem Vorbehalt der Haus-
haltslage) schrittweise erhöht werden. 
Es dürfen jedoch maximal 40 Prozent 
der Ganztagslehrerstunden kapita-
lisiert werden. Insgesamt ist eine als 
Bestandsschutz Übergangsfrist von 
einem Jahr vorgesehen.

Auch für die Ganztagsschulen zeigt 
sich wiederum das Spannungsverhält-
nis zwischen Land und Kommunen, da 
eine Ganztagsschule nicht ohne eine 
anschließende Hortbetreuung gedacht 
werden kann. Hier zeigt sich bereits, 
dass die Nachfrage nach Hortplätzen 
in gleichem Maße wie die Anzahl der 
Ganztagsschulen angewachsen ist. Ein 
Stolperstein kann an dieser Stelle ins-
besondere die Koppelung der Landes-
förderung an insbesondere die Erfüllung 
von Hortstandards sein, welche einer 
effektiven Zusammenarbeit von Ganz-
tagsschule und Hort im Wege stehen 
kann. An Bedeutung gewinnt an dieser 
Stelle insbesondere die räumliche Bün-
delung an den Standorten der Ganztags-
schulen, wo Horte sinnvollerweise ein-
zurichten sind. Gleichzeitig kann dieses 
kostenpflichtige Angebot jedoch zusätz-
lich Flexibilisiert werden und den Bedürf-
nissen der Eltern zugeschnitten werden, 
die zum Beispiel nur für bestimmte Tage 
in der Woche einen Hortplatz buchen 
können. Auch an dieser Stelle sind 
jedoch möglicherweise Besonderheiten 
des ländlichen Raums zu berücksichti-
gen, wie eingewandt wurde, soweit hier 
noch nicht einmal die Ganztagsschule 
selbst angekommen sei.

Kindertagesstättengesetz

Zum Thema „Novellierung des Kinderta-
gesstättengesetzes (KiTaG)“ führte Felix 
Krengel, Regierungsrat in der Geschäfts-
stelle des NST und dort zuständig für 
unter anderem Angelegenheiten der 
Kinder- und Jugendhilfe, vier Eckpunkte 

Iris Bothe, Rita-Maria Rzyski, Ulrich Mahner, Felix Krengel und Johannes von Zastrow (von links)
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aus, die vom Land im Vorfeld eines 
Gesetzgebungsverfahrens als grund-
sätzliche Überlegungen zur Diskussion 
gestellt wurden. Ein konkreter Referen-
tenentwurf zur angekündigten Novelle 
des KiTaG liegt noch nicht vor, wurde 
vom Niedersächsischen Kultusministe-
rium (MK) aber zum Ende des Jahres 
2014 in Aussicht gestellt. Ein moderni-
siertes KiTaG soll voraussichtlich in der 
zweiten Jahreshälfte 2016 in Kraft treten.

Im Bereich Personal wird insbeson-
dere ein generelles Fachkräftegebot 
und eine Flexibilisierung des Persona-
leinsatzes angedacht. Hierbei soll der 
Bildungs- und Erziehungsauftrag durch 
pädagogische Fachkräfte erfüllt wer-
den. Hinzu kommt insoweit jedoch, im 
Rahmen der Inklusion, unter anderem 
auch die Berücksichtigung heilpädago-
gisch qualifizierter Fachkräfte. Der Per-
sonaleinsatz soll darüber hinaus stär-
ker einer einrichtungs- und nicht mehr 
gruppenbezogenen Betrachtungsweise 
folgen, und somit zu einer Flexibilisie-
rung beitragen. Bei der Zusammenset-
zung des pädagogischen Personals in 
der Einrichtung wird eine Quote von 
maximal 25  Prozent pädagogischer 
Assistenzkräfte, zum Beispiel sozial-

pädagogische Assistentinnen und Assi-
stenten, erörtert.

Die Gruppengröße selbst könnte auf-
grund eines Berechnungsschlüssels 
ermittelt werden. Berücksichtigung 
finden soll der individuelle Förder
bedarf eines Kindes. Faktoren für 
die Gewichtung des Förderbedarfs 
könnten insbesondere Alter und heilpä-
dagogischer Förderbedarf sein. Dabei 
sollen die gesetzlich definierten Grup-
penarten aufgehoben werden. Dies soll 
im Ergebnis nicht dazu führen, dass 
in der Einrichtung weniger Plätze zur 
Verfügung stehen. Ob dies tatsächlich 
zutrifft und hierdurch eine Flexibilisie-
rung und Verringerungen des Verwal-
tungsaufwands eintreten kann, muss 
jedoch noch kritisch hinterfragt und 
begleitet werden.

Das Betreuungsverhältnis könnte 
durch die Einführung eines Fachkraft-
Kind-Schlüssels ebenso eine Neue-
rung erfahren, welche als Grundlage 
für eine spätere Verbesserung des 
Betreuungsverhältnisses dienen soll. 
Dem Zugrunde liegt eine Faktorisie-
rung jedoch allein anhand des Alters 
des einzelnen Kindes, im Unterschied 
zur Gruppengröße selbst. Ausgangs-
punkt könnte ein Schlüssel sein, der 
den bisherigen gruppenbezogenen 
Mindeststandards entspricht. Wie sich 
diese Überlegungen zur gegenwärtig 
geplanten dritten Kraft in Krippengrup-
pen verhalten, ist noch offen.

Ebenso könnte der Raumstandard 
verstärkt einrichtungsweit betrachtet 
werden beziehungsweise die Raum-
nutzung selbst wiederum an einer kind-
bezogenen Betrachtung ausgerich-
tet werden. Erwogen wird etwa eine 
Bemessung der Gruppenraumgröße 
anhand der gleichzeitig betreuten Kin-
der und nicht mehr anhand der Zahl 
der gleichzeitig anwesenden Gruppen. 
Ausnahmeregelungen könnten jedoch 
zum Beispiel für kleine Einrichtungen 
und integrative Gruppen greifen.

Fachforum  
„Landesraumordnungsprogramm (LROP)“
Von Johannes Hinz1

Nach Begrüßung durch den Forenlei-
ter, den Beigeordneten des NST Jür-
gen Tiemann, stellte die Leiterin des 
für Raumordnung zuständigen Refe-

rats im Niedersächsischen Ministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (ML), Hildegard Zeck, 
in ihrem Impulsreferat einige Aspekte 
der anstehenden Änderung des nieder-
sächsischen Landesraumordnungs-
programms (LROP) vor.

Die Referentin äußerte zunächst ihre 
Freude über die in der Städteversamm-
lung liegende Gelegenheit zur Kom-
munikation mit den von der Planung 
betroffenen Mitgliedern des NST. Von 
den zu Beginn des Referats angekündi-
gten vier Themenfeldern – der Planung 
auf drei Ebenen in Niedersachsen, 
der Fortschreibung des Landesraum-
ordnungsprogramms, den laufenden 
Raumordnungsverfahren zum Übertra-
gungsnetz und der Landesplanung als 
Träger öffentlicher Belange – konnten 
durch die Fokussierung der folgenden 
Diskussion auf das zweite Feld jedoch 
nicht alle in gleichem Umfang zum 

Gegenstand der Betrachtung gemacht 
werden.

Bezüglich des ersten Themenfeldes, 
der Struktur der Raumordnungsplanung 
in Niedersachsen, stellte die Referen-
tin sodann die neu eingeführten Ämter 
für regionale Landesplanung als obere 
Landesplanungsbehörden vor. Auf der 
Ebene der unteren Planungsbehörden 
machte sie deutlich, dass mit 18 Auf-
stellungs- und zehn Änderungsverfah-
ren bezüglich regionaler Raumordnungs-
programme (RROP), zwei auf regionaler 
Ebene gänzlich unbeplanten Gebie-
ten und teilweise auf dem LROP 1982 
basierenden RROP einiger Handlungs-
bedarf bestehe. Die Rolle des ML in der 
Raumordnung liege in der Aufstellung 
und Fortschreibung des LROP – das der-
zeit bestehende sei 1994 aufgestellt und 
2002, 2006, 2008 und 2012 geändert 
worden und werde nun ab diesem Jahr 
erneut geändert – sowie in der Koope-

1	 Johannes Hinz ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Institut für Staatswissenschaft.

Hildegard Zeck
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ration mit dem Bund, den Nachbarbun-
desländern und auch den Niederlanden.

Schwerpunkt des Referats und auch 
des gesamten Forums bildete jedoch 
die aktuelle Fortschreibung des LROP. 
Hierzu seien 2013 die allgemeinen Pla-
nungsabsichten bekannt gegeben wor-
den; Handlungsbedarf habe einerseits 
das sogenannte „Garbsen-Urteil“ hin-
sichtlich der Bestimmtheit des LROP 
aufgezeigt. Andererseits gewinne auch 
das europäische Recht durch die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) an Bedeutung für die Raum-
ordnung. Schließlich verlange auch der 
Koalitionsvertrag der an der Landes-
regierung beteiligten Parteien eine flä-
chensparende Siedlungsentwicklung; 
hier stelle sich das Problem, dass eine 
Einwirkung auf die kommunale Bauleit-
planung nicht zu vermeiden sei. Das 
LROP müsse aber überörtlichen Belan-
gen Rechnung Tragen und enthalte auch 
abgesehen vom Konzept der zentralen 
Orte bisher keine Regeln zur Siedlungs-
steuerung. Niedersachsen verfehle das 
30-Hektar-Ziel, daher bestehe in dieser 
Hinsicht Handlungsbedarf.

Im Rahmen der Änderung des LROP 
würden nach Darstellung der Referentin 
einige neue Ansätze verfolgt: die Festle-
gung von grundzentralen Verflechtungs-
bereichen und mittelzentralen Erreich-
barkeitsräumen – wobei letztere für 
großflächige Einzelhandelsbetriebe von 
Belang seien –, die Festlegung von Vor-
ranggebieten „Moorentwicklung“ und 
„Torferhaltung“ und weitere, wobei das 
Referat sich auf ersteres konzentrierte.

Hierzu führte die Referentin aus, hin-
sichtlich der Grundzentren würden 
die Verflechtungsbereiche als deren 
Gemeindegebiet festgelegt. Für Ober- 
und Mittelzentren würden die Verflech-
tungsbereiche hingegen nicht abschlie-
ßend festgelegt. Stattdessen sollten in 
der Anlage zum LROP grafisch darge-
stellte Erreichbarkeitsräume funktions-
bezogen zu berücksichtigen, bei der 
Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelbetrieben aber verbindlich zu 
beachten sein. Die Referentin legte hier 
Wert auf die Klarstellung, dass darin 
keine Gebietsreform und keine Festle-
gung für die Planung auf unterer Ebene 
liege. Das Konzept verfolge vielmehr 
das Ziel, mit dem bestehenden Netz 
aus zentralen Orten die Versorgung in 
der Fläche zu stärken. Im Zentrum des 
Konzepts der mittelzentralen Erreichbar-
keitsräume stehe eine standardisierte 

Errechnung der Fahrzeit von Verkehrs-
knotenpunkten zum nächsten Mittelzen-
trum, wobei ein Knoten dem Erreich-
barkeitsraum des in der kürzesten Zeit 
erreichbaren Mittelzentrums zugeordnet 
wurde. Dieser Ansatz sei relativ schwach 
verbreitet und andere Bundesländer teil-
weise skeptisch, werde aber zum Teil 
von Bundesbehörden angewandt. Auch 
Mängel des Ansatzes wie die anfäng-
lich fehlende Berücksichtigung phy-
sischer Hindernisse wie Flüsse wür-
den behoben; Vorteil des Konzepts sei, 
dass durch die rechnerische Ermittlung 
alle Zentren gleich behandelt würden. 
Die größte Herausforderung machte 
die Referentin in der Akzeptanz dieses 
neuen Ansatzes aus.

Zur Errechnung der Bevölkerung in den 
Erreichbarkeitsräumen werde ein Ver-
fahren der Clusterbildung mit quadra-
tischen Kacheln von 250 Metern Kan-
tenlänge angewandt.

Die zentrale Bedeutung der Erreich-
barkeitsräume zeige sich hinsichtlich 
der Vorgaben des Kongruenzgebotes, 
wonach bei Einzelhandelsgroßprojekten 
der Einzugsbereich des Vorhabens den 
Verflechtungsbereich nicht wesentlich 
überschreiten dürfe. Hierbei werde 
weiter zwischen periodischem und 
aperiodischem Bedarf unterschieden: 
während bei einem Sortiment des perio-
dischen Bedarfs der grundzentrale Ver-
flechtungsraum maßgeblich sei, dürfe 
bei aperiodischem Bedarf maximal 
30 Prozent des Umsatzes von außer-
halb des Verflechtungsbereichs des 
jeweiligen Standorts zu erwarten sein. 
Das bisher allein anwendbare Beein-
trächtigungsverbot sei demgegenüber 
unzureichend, da bei einem Einzelvor-
haben kaum jemals eine Beeinträchti-
gung nachgewiesen werden könne; ein 
Korrektiv müsse daher vorher anset-
zen. „Etwas faireres, ausgleichenderes, 

gerechteres“ könne man nach Ansicht 
der Referentin nicht haben – „Wir finden 
nichts.“ In Nordrhein-Westfalen hinge-
gen sei das Kongruenzgebot lediglich 
als Grundsatz der Raumordnung ver-
ankert, was den Steuerungsanspruch 
unzureichend umsetze; eine Veranke-
rung als Ziel sei erforderlich.

Nach der Darstellung des Konzepts 
der Erreichbarkeitsräume wurde das 
Referat zunächst unterbrochen, um der 
Diskussion Raum zu geben.

Auf die Frage des Forenleiters, ob das 
Konzept der Erreichbarkeitsräume Mit-
tel- und Oberzentren gleichstelle bezie-
hungsweise, warum keine Festlegungen 
zu den Oberzentren erfolgten, antwor-
tete die Referentin, dass es umstritten 
sei, inwiefern die Raumordnung zur 
Steuerung der Sortimente geeignet 
sein könne. Klar sei zwar die Differen-
zierung zwischen aperiodischem und 
periodischem Bedarf, es sei aber nicht 
möglich, Sortimente auszumachen, die 
nur in Oberzentren angeboten werden 
sollten. Vielmehr solle eine mittelzentrale 
Versorgung erhalten und der Zuwachs 
an solcher geplant werden. Dies veran-
lasste den Fragesteller zu der Vermu-
tung, etwa eine Filiale eines bekannten 
großen Möbelmarkts sei in Ober- und 
Mittelzentren anders einzuordnen.

Ein Teilnehmer des Forums äußerte 
die Befürchtung, vor dem Hintergrund 
der Diskussion um den Schutz der 
Innenstädte könne das neue Konzept 
stellenweise einen „Freibrief“ ausstel-
len, den aperiodischen Bedarf auszu-
weiten und so die Innenstädte weiter 
unter Druck setzen. Dem entgegnete 
die Referentin, neben dem Kongruenz-
gebot käme auch das Integrationsge-
bot zur Anwendung, was ein zu großes 
Randsortiment ausschließe; es handele 
sich bei dem System der Raumordnung 
um ein geschlossenes, „wenn es denn 
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so angewandt wird“. Im Zweifel sei die 
Aufsicht gefordert; die Befürchtung des 
Teilnehmers treffe also nicht zu. Hierzu 
wendete der Forenleiter ein, durch die 
Erreichbarkeitsräume könnten Erwar-
tungen potenzieller Investoren an die 
Bauleitplanung geweckt werden, beste-
hende Spielräume auch auszunutzen. 
Die Referentin verwies jedoch darauf, 
dass neben dem Konzentrationsgebot 
(Vorhaben „nicht j.  w. d.“) auch das Inte-
grationsgebot zu beachten sei; dies sei 
aber seinerseits durch europäisches 
Wettbewerbsrecht unter Druck, da es 
wie alle Planung letztlich wettbewerbs-
verzerrend wirken könne.

Die rein mathematische Grundlage des 
Erreichbarkeits-Konzepts stellte ein wei-
terer Teilnehmer in Frage: diese berück-
sichtige nicht, dass es Mittelzentren mit 
faktisch großer Sogkraft gebe, deren 
Nachbarn eine solche nicht aufwie-
sen. Für diese attraktiven Mittelzentren 
könne die rechnerische Ermittlung des 
Verflechtungsbereichs zu „einschnü-
rend“ sein; das Konzept bilde insofern 
die Realität „unzureichend ab“. Eine 
andere Teilnehmerin hakte hier ein und 
fragte, warum die Erreichbarkeit über 
die Straße einziger Maßstab der Erreich-
barkeit sein solle; insbesondere vor dem 
Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung sei dies ein Problem. Die Refe-
rentin entgegnete letzterem Einwand, 
die Straße sei auch für Teile der öffent-
lichen Personennahverkehrs maßgeb-
lich („Auch Busse fahren auf Straßen“); 
eine Einbeziehung des Schienenver-
kehrs sei insbesondere für die Region 
Hannover in der Diskussion gewesen. 
Das Ministerium habe sich aber für die 
Straße entschieden, da die Berücksich-
tigung der Schienenwege den Anfahrts-
weg zum Bahnhof nicht berücksichti-
gen könne und der ÖPNV auch regional 
sehr unterschiedlich ausgeprägt sei. Der 

Forenleiter äußerte dazu die Ansicht, 
eine Prüfung der Schienenwege sei zu 
begrüßen; die Hauptkritik bleibe aber, 
dass das tatsächliche Einkaufsver-
halten der Bevölkerung nicht berück-
sichtigt werde. Als Grund dafürführte 
die Referentin einen unterschiedlichen 
Ansatz an: nicht das Verhalten der Käu-
fer, sondern die Sicherstellung von Ver-
sorgungssicherheit sei Ausgangspunkt 
der Überlegungen gewesen. Dies ver-
mochte den Teilnehmer, der die feh-
lende Berücksichtigung tatsächlicher 
Begebenheiten anmerkte, jedoch nicht 
zuüberzeugen.

Er habe zwar keine bessere Idee, die 
Zuordnung von Versorgungsräumen an 
Zentren ohne entsprechende Betriebe 
und umgekehrt sei aber „etwas sehr the-
oretisch“. Die Referentin erwiderte, die 
bisherige gutachterliche Bestimmung von 
Einzugsbereichen habe sich meistens 
an Verkehrsadern orientiert. Die Unter-
nehmen hätten dabei so viel Kaufkraft 
wie möglich anziehen wollen und damit 
in den letzten 30 Jahren eine extreme 
Konzentration bewirkt, die es zu brem-
sen gelte. Das Raumordnungsrecht sei 
das einzige effektive Instrument der 
Steuerung; ohne dieses suchten sich 
die Betriebe ihre Standorte selbst aus.

Dies veranlasste einen weiteren Teil-
nehmer des Forums, die Beobachtung 
zu äußern, dass sich Betriebe eher 
von „der grünen Wiese“ zurück in die 
Zentren und in Richtung „Grundver-
sorgung“ orientierten. Die Referentin 
erklärte dies mit dem Druck auf den 
Einzelhandel durch den Internethan-
del; Baumärkte und Ähnliche seien 
alarmiert. Der Internethandel werde die 
Strukturen noch weiter hin zu Grund-
versorgung in den Zentren verändern, 
was vor dem Hintergrund der Versor-
gung in der Fläche bedenklich sei.

Die Diskussion der rein rechnerischen 
Bestimmung der Verflechtungsräume 
der Mittelzentren beendete ein weiterer 
Teilnehmer mit dem Hinweis, die Men-
schen handelten nach ihren Wünschen, 
die mit der rechnerischen Bestimmung 
kollidieren könnten. Er frage sich, ob das 
Konzept durch die Ermöglichung von 
Einzelfallentscheidungen modifiziert – 
wenn auch aufgeweicht – werden könne.

Neue Aspekte brachten zwei folgende 
Fragen in die Diskussion ein: erstens, 
ob das in der Aufstellung befindliche 
LROP bereits Wirkungen auf die Ände-
rung der RROP habe und zweitens, ob 
nicht eine Wirkung der Erreichbarkeits-
räume auch für andere Bereiche als die 
Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben zu erwarten sei.

Zur ersten Frage erläuterte die Referen-
tin, die Änderung des LROP habe bis-
her den Rang eines „Erfordernisses der 
Raumordnung“ und sei zu berücksich-
tigen. Der Befürchtung aus dem Forum, 
Investoren hätten für ihre Planungen 
jetzt keine Rechtssicherheit, da sie sich 
auf die Rechtslage zum Zeitpunkt der 
Genehmigung ausrichten müssten, ent-
gegnete die Referentin, dass ihr keine 
verunsicherten Investoren bekannt 
seien. Das LROP trete frühestens Mitte 
2015 in Kraft; wenn ein Standort geeig-
net sei, solle es durch die Änderung 
keine Probleme geben. Das ML sei mit 
der Industrie- und Handelskammer in 
Gesprächen, die keine Probleme gemel-
det hätten. Zwar müssten Gutachter 
ihre Berechnungen der zu erwartenden 
Kaufkraft ändern, jedoch seien diese 
bisher auch oft nicht tragfähig gewesen. 
Das ML betreibe Monitoring hinsichtlich 
zweier Factory Outlet Center, bei denen 
sich ebenfalls Fehleinschätzungen der 
gutachterlichen Berechnungen gezeigt 
hätten. Für das ML sei die mittelzentrale 
Versorgung maßgeblich: es müsse dort 
alles, wenn auch nicht in großer Auswahl 
vorhanden sein.

Vom Forenleiter auf die zweite Frage 
nach den Wirkungen des Erreichbar-
keits-Konzepts über die Einzelhandels-
betriebe hinaus hingewiesen führte die 
Referentin an, dieses sei für andere 
Aspekte lediglich einzubeziehen; etwa 
im öffentlichen Personennahverkehr 
biete sich dies aber schon der Sache 
nach an. Gute Ergebnisse hätte hier die 
Kooperation auf der Basis dieses Kon-
zepts mit den Niederlanden erbracht.

Die Vermutung des Forenleiters, neben 
einer Hilfestellung könne das Erreich-
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barkeits-Konzept auch Wirkungen auf 
etwa Krankenhausschließungen haben, 
führte erstmals zu merklicher Unruhe 
im Forum. Die Referentin berichtete, 
die Ärztekammer sei ebenfalls in der 
Neuordnung ihrer Bezirke begriffen 
und werde ein Erreichbarkeits-Konzept 
wohl übernehmen, wenn die Bevölke-
rungsberechnung in der amtlichen Sta-
tistik übernommen werde; nach dieser 
habe sich die Kammer zu richten. In der 
Sache sei aber auch hier Versorgung 
in der Fläche und eine Abdeckung der 
Bevölkerung erwünscht, die eine gute 
Erreichbarkeit erfordere.

Eine weitere Frage aus dem Forum 
betraf ein Nahversorgungszentrum, aus 
dem zwei Betriebe sich lösen wollten. 
Hier wollte die fragende Teilnehmerin 
wissen, ob dieses nun geschlossen 
werden müsse. Die Referentin entgeg-
nete, dem stehe schon der Bestands-
schutz entgegen; wenn aber der 
„Frequenzbringer“ ein solches Zen-
trum verlasse, seien die verbliebenen 
Betriebe vor Probleme gestellt. Auf den 
Nachtrag der Fragestellerin, derartige 
Vorgänge seien für kleine Geschäfte 
existenzbedrohend und die Zulassung 
der Frequenzbringer an anderer Stelle 
für sie gleichsam ein „enteignungsglei-
cher Eingriff“, merkte die Referentin 
an, die privaten Kooperationsverein-
barungen, die derartigen Nahversor-
gungszentren zugrunde lägen, seien 
in der Regel auf maximal zehn Jahre 
angelegt, aber eben endlich.

Die Diskussion wendete sich dann 
einem weiteren, bisher nicht diskutier-
ten Aspekt der Änderung des LROP zu: 
dem Wegfall der mittelzentralen Teil-
funktionen von Grundzentren. Darauf 
angesprochen führte die Referentin 
aus, diese Regelung sei in der Pra-
xis oft als Steigbügel für eine Aufwer-
tung zum Mittelzentrum begriffen wor-
den und habe zu einer Bedrohung der 
Mittelzentren geführt, sich aber ins-
gesamt nicht bewährt. Der Forenlei-
ter bekräftigte hierzu die Position des 
NST, dass starke Mittelzentren ein vor 
Angriffen „aus welcher Richtung auch 
immer“ zu schützendes Gut seien und 
das Konzept der zentralen Orte unter-
stützt werde. Ein Teilnehmer führte 
das Grundzentrum Dannenberg an, 
welches etwa über das Amtsgericht 
und das Krankenhaus verfüge, und 
fragte, ob diese dann zwangsweise zu 
verlagern wäre. Die Referentin antworte 
darauf, dass eine Zwangsverlagerung 
nicht möglich sei. Vielmehr könnten die 

RROP solche Konstellationen durch-
aus zulassen. Krankenhäuser seien 
aber politisch gewollt kein Gegenstand 
des LROP; es habe nie einen „Austat-
tungskatalog“ für Grund- und Mittel-
zentren gegeben. Gerade bezüglich 
der Krankenhäuser sei umstritten, ob 
die Raumordnung sich dieser anneh-
men solle. Dies empfand ein Teilnehmer 
als eine „Schieflage“: während Einzel-
handelsbetriebe durch die Raumord-
nung gesteuert würden, gebe es keine 
Diskussion über die Infrastruktur. Ein 
anderer Teilnehmer ergänzte, dass 
durch private Planungen, die ärztliche 
Versorgungszentren an Krankenhäuser 
in Grundzentren planten, Mittelzentren 
„ausgehöhlt“ würden. Die Referentin 
erwiderte, es bestehe überall ein Druck 
auf die Krankenhäuser; die Forderung 
nach einer Regelung im LROP sei aber 
eine „harte Nummer“. Konglomerate 
brächten immer Strukturverschie-
bungen, dies seien aber politische Ent-
scheidungen. Die Raumordnung halte 
sich aus der Frage der Krankenhäuser 
heraus. Der Forenleiter ergänzte, dass 
es kein Ziel der Raumordnung gebe, 
wonach Krankenhäuser nur in Mittel-
zentren zulässig seien.

Die Frage eines Teilnehmers zum 
anfangs angekündigten dritten The-
menkomplex des Fachforums, der 
Übertragungsnetze, veranlasste den 
Forenleiter, die Diskussion zum zweiten 
Teil – Fortschreibung des LROP – zu 
schließen und die Teilnehmer um zei-
tige Stellungnahme dazu zu bitten, um 
diese in der Stellungnahme des NST 
berücksichtigen zu können.

Zum dritten Themenkomplex, der lau-
fenden Raumordnungsverfahren bezüg-
lich der Übertragungsnetze, setzte die 
Referentin ihren Impulsvortrag fort.

So gebe es eine neue bundesrecht
liche Situation durch den neuen Netz-
entwicklungsplan. Niedersachsen sei 
aber darüber hinaus in dieser Sache 
„mächtig beschäftigt“ – fast in jeder 
Region sei ein Vorhaben im Raum-
ordnungs- oder Planfeststellungs-
verfahren befindlich. Das Bundesbe-
darfsplanungsgesetz verlange in den 
kommenden zehn Jahren bestimmte 
Maßnahmen.

Die niedersächsische Position dazu 
sei, dass Niedersachsen schon durch 
eigene Planung gut aufgestellt sei. 
Anpassungen seien notwendig, aber 
auf dieses Maß auch zu begrenzen. Bei 
allen Vorhaben seien aus niedersäch-

sischer Sicht Raumordnungsverfahren 
und Umweltverträglichkeitsprüfungen 
sowie eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
zwingend erforderlich. Es müsse auch 
die künftige Netzstruktur bedacht wer-
den; dies schließe auch neue Netz-
knoten mit ein und verbiete ein bloßes 
Ausbauen der bestehenden Leitungen, 
wie es der Netzentwicklungsplan vor-
sehe. Unterschiedliche Auffassungen 
bestünden zwischen dem Land Nie-
dersachsen und der Bundesnetzagen-
tur darüber, ob das LROP bei der Pla-
nung durch letztere zu berücksichtigen 
sei. Auch fordere Niedersachsen eine 
Abstimmung der zahlreichen Projekte 
untereinander, um etwa die Bürgerbe-
teiligung möglichst sinnvoll zu gestal-
ten. Eine Konfliktminimierung sei in 
allen Phasen des Projekts erforder-
lich; auch während der Planfeststel-
lung sei die Trasse noch zu optimieren. 
Wo möglich und geboten solle auf eine 
Erdverkabelung zurückgegriffen wer-
den. Ein diese Forderungen aufneh-
mender Antrag des Landes im Bundes-
rat sei aber nicht erfolgreich gewesen.

Mit dem niederländischen Netzbetrei-
ber TenneT habe das Land eine Rah-
menvereinbarung geschlossen. Diese 
betreffe den Zeitplan, die Koordinie-
rung, informelle Begleitprozesse, die 
Ausnutzung der Möglichkeit der Erd-
verkabelung und ein Monitoring zur 
Konfliktvermeidung und -lösung.

Schließlich stelle die Referentin das 
Projekt „SuedLink“ vor, bei dem das 
Land nur als Beteiligter im Verfahren 
auftrete. Die Federführung liege bei 
der Bundesnetzagentur. Nach Auffas-
sung Niedersachsens biete sich für 
dieses Projekt kein bestehender Kor-
ridor an; das Land sei aber federfüh-
rend in einer ressortübergreifenden 
Arbeitsgruppe und wirke zudem durch 
Fachgespräche und die Bereitstellung 
von Daten und Erkenntnissen auf den 
Prozess ein. Eine Gegenplanung oder 
„bessere Idee“ gebe es aber nicht; ins-
besondere die Elb- und Ith-Querung 
seien große Herausforderungen. Der 
nächste Schritt im Projektablauf sei für 
Niedersachsen die Abgabe einer fun-
dierten Stellungnahme; das gesamte 
Projekt befinde sich aber noch in einer 
ersten Entwurfsphase.

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit 
fand eine Diskussion dieser Aspekte 
nichtmehr statt.

Allgemeine Verwaltung
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Forum Klima und Kommunen
Von Dipl.-Jur. Lena Buß*

Nach einer Begrüßung durch die 
Forenleiter Bürgermeister Backe-
berg, Uetze, und dem Referenten der 
Geschäftsstelle, Ebeler, führte Ruth 
Drügemöller durch ein Impulsreferat 
zum Thema Klimawandel und Kommu-
nen in den diskussionsreichen Vormit-
tag ein. In diesem stellte sie zunächst 
die am 1. April 2014 neugegründete 
Klimaschutz- und Energieagentur Nie-
dersachsen, kurz KEAN, vor und kam 
sodann auf die Folgen des Klimawan-
dels und darauf, was insbesondere 
die Kommunen gegen diesen unter-
nehmen können, zu sprechen. Danach 
wurde den Teilnehmer des Forums die 
Möglichkeit gegeben, über Probleme 
bei der Umsetzung von klimaschüt-
zenden Maßnahmen in ihren jewei-
ligen Kommunen zu sprechen oder 
aber sich über Ideen und gesammelte 
Erfahrungen auszutauschen.

Innerhalb der Diskussion wurde 
zunächst thematisiert, dass die Kom-
munen alleine dem Klimawandel nicht 
Abhilfe schaffen können. Dies illustrierte 
auch das gleich anfangs genannte Bei-
spiel der Gemeinde Uetze, in welcher 
die Stromeinsparungen, die die Kom-
mune erreiche, nur einen Anteil von 
drei Prozent ausmachten. Die Kom-
munen seien demnach also angehal-
ten, für eine gesteigerte Effektivität 
verstärkt mit den privaten Haushalten 
zusammenzuarbeiten. Hier allerdings 
äußerte eine Vielzahl von Teilnehmern 
des Forums Probleme: Zunächst hät-
ten sie Schwierigkeiten, die einzelnen 
Verbraucher mit ihren Ideen zu errei-
chen und sie so für die Energiewende 
zu begeistern. Dies läge vor allem 
auch daran, dass die privaten Haus-
halte Energie wohl am ehesten durch 
energetische Sanierungen einsparen 
könnten, diese aber für viele Einwoh-
ner eine zu hohe finanzielle Belastung 
darstellten. Auch fühlten sich die Ein-
wohner oft durch Maßnahmen, die der 
Stromgewinnung durch erneuerbare 
Energien (so zum Beispiel den Bau der 
Stromtrasse Suedlink oder durch Bau 
von Windkraftanlagen) dienen, gestört 
und begegneten solchen im schlimm-

Ruth Drügemöller, Klimaschutz- und 
Energieagentur Niedersachsen

Lena Buß, Bürgermeister Werner Backeberg, Axel Ebeler (von links)

sten Fall auch mit gerichtlichen Schrit-
ten. Insbesondere hier müsse man ver-
suchen, die Einwohner mit gezielten 
Aufklärungskampagnen zu erreichen.

Von einem anderen Teilnehmer wurde 
problematisiert, dass die Kommunen 
sich auch sonst bei der Umsetzung 
des Klimaschutzes allein gelassen fühl-
ten. So konnte er von einem Beispiel 
berichten, in welchem ein Wohngebiet 
so ausgewiesen wurde, dass darin 
Passivhäuser gebaut werden konnten. 
Die Umsetzung mit dem Energiever-
sorger gestaltete sich sehr schwierig.

An anderer Stelle wurde darauf hin-
gewiesen, dass die Abstimmungs-
prozesse und Rüchsichtnahmen in 
einer Kommune häufig innovative 
Lösungen unmöglich machen. Als 
Beispiel für die gegenläufigen Inte-
ressen wurde die Industrie genannt, 
die die Gewerbesteuer zahlt, welche 

eine der wichtigsten Einnahmequellen 
der Gemeinden darstellt. Diese könne 
man mit allzu drastischen Maßnah-
men des Klimaschutzes verschrecken 
und so ein Abwandern in „günstigere“ 
Gemeinden riskieren.

An anderer Stelle wurden dann auch 
Erfahrungen und Ideen zur besseren 
Erreichung der privaten Haushalte 
ausgetauscht. Als Beispiel dafür wur-
den Stromsparwettbewerbe genannt, 
welche in der eigenen Kommune aus-
lobt werden und an welchen sich die 
Verbraucher beteiligen können. Auch 
wurde von einigen Kommunen berich-
tet, dass diese Klimaschutzagenturen 
gegründet hätten, welche immer neue 
Projekte rund um die energetische 
Sanierung anbieten würden, über die 
dann in der Presse informiert und wozu 
die Bürger eingeladen werden würden.

Um den Klimaschutz weiter voranzu-
treiben, sei es auf der anderen Seite 
aber nicht nur notwendig, private Haus-
halte von der Wichtigkeit des Klima
schutzes zu überzeugen, sondern auch 
kommunale Wohnungsbaugesellschaf-
ten. Grund sei, dass diese ihre Häuser 
häufig sanieren würden. Würden diese 
gleich energetische Sanierungen sein, 
könnten dadurch bis zu 20 Prozent des 
Energieverbrauchs eingespart werden.

Allerdings hätten auch die Kommunen 
einen viel größeren Gestaltungsspiel-
raum, als den, den sie gerade aus-
nutzen, dies insbesondere auch beim 
Einsatz von Nahwärme. So könnten 
sie beispielsweise Baulandflächen 
entsprechend ausweisen oder einen 
Anschluss- und Benutzungszwang an 
die Nahwärmenetze festsetzen.

*	 Lena Buß ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Lehrstuhl für öffentliches Recht und Ver-
waltungswissenschaft, Leibnitz Universität 
Hannover.
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Viel Energie könne auch durch einfache 
technische Mittel eingespart werden, 
so zum Beispiel durch die Nutzung von 
Energiesparlampen bei der Straßen-
beleuchtung oder durch Einbau einer 
Zeitschaltuhr in Heizungen in öffent
lichen Gebäuden.

Viel Potenzial liege auch in der lokalen 
Energiegewinnung. So berichtete ein 
Teilnehmer davon, dass in seiner Kom-
mune die Turnhalle durch eine Biogas-
Anlage beheizt werde und man auch 
durch die Inbetriebnahme von soge-
nannten Hackschnitzelheizungen die 
lokalen Holzabfälle in Energie umwan-
deln könne.

Zum Teil wurden aber auch drasti-
schere Schritte gefordert: So vertrat 
eine Teilnehmerin den Standpunkt, 
dass eine effektive Durchsetzung nur 
durch entsprechende Gesetze und Ver-
ordnungen zu erreichen sei, wie das 
Beispiel des Rauchverbots oder das 
des Recyclings gezeigt habe.

Nicht unerwähnt bleiben sollte aber, 
dass die Kommunen vereinzelt auch 
schon viel erreichen konnten. Ein Teil-
nehmer berichtete davon, dass in sei-
ner Kommune 100 bis 140 Prozent 

der benötigten Elektrizität aus erneu-
erbaren Energien wie durch Nutzung 
des Windes und der Sonne gewon-
nen werde, so dass die Kommune sich 
nahezu autark versorge.

Ein weiteres Beispiel kam zum Ende 
der Diskussion noch von dem Foren-
leiter: Die verstärkte Zusammenarbeit 

mit den Versicherungenhabe als völlige 
Neuerung sogenannte Extremwetter-
versicherungen hervorgebracht. Durch 
den Abschluss solcher Versicherungen 
könne sich die kommunale Bevölke-
rung gegen die Auswirkungen des 
Klimawandels in Form von Sturm und 
Hochwasser nun zumindestens finan-
ziell absichern.

Vorbildlicher Umgang mit Baukultur, 
Architektur, Denkmalpflege und Städtebau
1. Bauherrenpreis der Architektenkammer Niedersachsen 
geht an die Stadt Wolfsburg
Im Rahmen des 76. Stadtgründungs-
tages Wolfsburgs am 1. Juli hat die 
Architektenkammer Niedersachsen 
der Stadt den ersten Bauherrenpreis 
der Kammer verliehen. Deren Präsi-
dent Wolfgang Schneider überreichte 
stellvertretend Wolfsburgs Oberbür-
germeister Klaus Mohrs und Stadt-
baurätin Monika Thomas die neue 
Auszeichnung. Schneider betonte, 
dass die Kammer künftig regelmäßig 
die Arbeit der politischen Vertreter, 
der Städte, Kommunen und Gemein-
den, die als öffentliche Bauherren die 
gebaute Umwelt mitbestimmen und 
wertschätzen will. Gleichzeitig sollen 
sie ermuntert werden ihre anspruchs-
volle Arbeit fortzusetzen. Der Preis 

Professor Wilfried Wang (Akademie der Künste), Oberbürgermeister Klaus Mohrs, 
Stadtbaurätin Monika Thomas, VW-Chef Professor Martin Winterkorn und Wolfgang 
Schneider, Präsident der Architektenkammer Niedersachsen bei der Übergabe des 
Bauherrenpreises (Foto: Lars Landmann)
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„Alleinerziehend in Wolfsburg – Eine Studie 
über Ein-Eltern-Familien im SGB II-Bezug“
Zentrale Studienergebnisse

Von Eva Gommermann1

In der Stadt Wolfsburg mit ca. 
123 000  Einwohnern ist jede vierte 
Familie eine Ein-Eltern-Familie. In den 
seltensten Fällen ist diese Lebensform 
bewusst gewählt und ist vermehrt in 
urbanen Gebieten zu finden. Die größte 
Gruppe der Alleinerziehenden sind 
Frauen. Es handelt sich aber keinesfalls 
um eine heterogene Gruppe, sondern 
diese Eltern unterscheiden sich teil-
weise deutlich in ihrer Lebenssituation 
hinsichtlich Bildung, Gesundheit, Ein-
kommen, Alter sowie der Anzahl ihrer 
Kinder. Etwa 23  Prozent der Allein-
erziehenden in Wolfsburg beziehen 
darüber hinaus Leistungen nach dem 
SGB II, wobei sie im Vergleich zu ande-
ren Gruppen deutlich länger auf diese 
Unterstützung angewiesen sind. 

Da die Gruppe der Alleinerziehenden 
in den bisherigen Wolfsburger Erhe-
bungs- und Befragungsscreenings 
unterrepräsentiert war, wurde die qua-
litative Untersuchung „Alleinerziehend 
in Wolfsburg – Eine Studie über Ein-
Eltern-Familien im SGB II-Bezug“ bei 
der Gesellschaft für Organisation und 
Entscheidung aus Bielefeld (GOE) in 
Auftrag gegeben.2 Bei der Stadt Wolfs-
burg handelt es sich um ein Kooperati-
onsprojekt zwischen den Geschäftsbe-

reichen Soziales und Gesundheit sowie 
Jugend und dem Jobcenter Wolfsburg. 
Fast 100 Personen (90 Prozent Mütter 
und 10 Prozent Väter3) wurden im Som-
mer 2012 an einem Ort ihrer Wahl von 
zehn Interviewerinnen zu ihrer persön-
lichen Lebenssituation befragt. Insge-
samt ergab dies eine Beteiligung von 
14,5 Prozent, was für die Zielgruppe 
ein sehr guter Wert ist.

Der Kontakt zu den Teilnehmenden 
wurde über das Jobcenter Wolfsburg 
realisiert. Alle dort im Leistungsbezug 
stehenden alleinerziehenden Eltern 
wurden angeschrieben und über die 
geplante Studie informiert. Diesem 
Schreiben lag eine portofreie Ant-
wortpostkarte bei, über die sich Teil-
nahmeinteressierte direkt bei der GOE 
melden konnten. Über die GOE wurde 
sodann der Kontakt mit den Intervie-
werinnen vor Ort hergestellt, die mit 
den interessierten Eltern einen Termin 
vereinbart haben. 

Um die Lebenssituation der Ein-
Eltern-Familien möglichst passge-
nau abbilden zu können, wurden in 

den Face-to-Face-Interviews neben 
soziodemografischen Informationen 
folgende Themen behandelt: Umgang 
mit dem Einkommen, Erwerbstätig-
keit, Erwerbslosigkeit und eigene Akti-
vitäten, eine angemessene Arbeit zu 
finden, Interaktion und Kommunikation 
mit dem Jobcenter, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, Kinderbetreuungs-
möglichkeiten, Einbindung in ein sozi-
ales Netz, Alltagsprobleme, Unterstüt-
zungswünsche sowie gesundheitliche 
Aspekte beim Elternteil sowie bei den 
Kindern. 

Die Heterogenität der Zielgruppe 
wird durch acht gebildete Subgrup-
pen, nach denen ausgewertet wurde, 
deutlich: 

• �Alleinerziehende mit ausschließ-
lichem SGB II-Leistungsbezug, 

• �Alleinerziehende, die aufstockende/
ergänzende SGB II-Leistungen 
beziehen, 

• �Alleinerziehende mit einem Kind,

• �Alleinerziehende mit zwei und mehr 
Kindern, 

• �Alleinerziehende mit 
Vorschulkindern, 

• �Alleinerziehende mit Schulkindern,

• �Alleinerziehende mit 
Zuwanderungsgeschichte,

• �Alleinerziehende ohne 
Zuwanderungsgeschichte.

1	 Eva Gommermann (Stadt Wolfsburg, Ge-
schäftsbereich Soziales und Gesundheit, So-
zialplanung).

2	 Die Studie sowie Begleitberichte stehen unter 
www.wolfsburg.de/alleinerziehende zum 
Download bereit.

3	 Aufgrund der Zusammensetzung der teilneh-
menden Personen wird im Folgenden von al-
leinerziehenden Müttern gesprochen, alleiner-
ziehende Väter sind explizit mit gemeint.

Planung und Bauen

jugend, soziales und gesundheit

könne aber auch an private Bauherren 
verliehen werden, wenn diese sich in 
gleichem Maße um die Baukultur ver-
dient gemacht hätten.

Der erstmals durch die Kammer ver-
liehene Preis zeichnet Bauherren aus, 
die ihre Verfahrenskultur pflegen, städ-
tebaulich integriert bauen, in ihren 
Bauprojekten nachhaltig und umwelt-
schonend denken, das bauliche Erbe 
bewahren und baukulturelle Ansprüche 

formulieren – zum Wohle ihrer Stadt, 
Kommune oder Gemeinde.

Bauten international bedeutender 
Architekten aus unterschiedlichen 
Epochen prägen das Stadtbild von 
Wolfsburg, die Stadt treibt mit dem 
Forum Architektur die Vermittlung 
von Baukultur beispielhaft voran. 
Wolfsburg nutzt als eine von sehr 
wenigen Städten die Vorteile eines 
beratenden Gestaltungsbeirats und 

schreibt einen jährlichen Architekten- 
und Studentenwettbewerb aus. 
Der Tag der Architektur ist in Wolfsburg 
eine Institution. Das Programm „Archi-
tektur macht Schule“ wird in Wolfs-
burg an vielen Stellen mit Leben gefüllt 
und es gibt eine Reihe von zukunfts-
weisenden Neubauprojekten für die 
Feuerwehr, die Zentrale des Energie-
versorgers und einen neuen Typus „Bil-
dungshaus für alle“.
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Basierend auf den Erkenntnissen der 
Interviews wurden vom Forschungs-
institut Fazits entwickelt, die Empfeh-
lungen für zukünftiges kommunales 
Handeln aufweisen. Die Erkenntnisse 
der Studie sowie jedes Fazit wurden mit 
Expertinnen und Experten innerhalb der 
Stadt Wolfsburg rückgekoppelt. Diese 
Resultate wurden in Stellungnahmen 
der Stadt Wolfsburg zusammengefasst 
und sind im Bericht nachzulesen.

Ausgewählte Studienergebnisse

Die 100 Alleinerziehenden nannten für 
sich persönlich im Schnitt mehr als drei 
Problemstellungen, die innerhalb der 
letzten sechs Monate vor dem Inter-
view gleichzeitig bestanden. Am häu-
figsten wurde nachvollziehbarer Weise 
die Kategorie Finanzen genannt. Die 
Gesundheit der Alleinerziehenden fand 
sich bereits an zweithöchster Stelle. 
Es folgten das Selbstverständnis als 
alleinerziehende Person, der Kontakt 
zum Ex-Partner, Alltagsüberforde-
rung, schulische und auch gesund-
heitliche Probleme des Kindes/der 
Kinder oder auch die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und damit der 
Umgang mit zumeist knappen Zeitres-
sourcen. Ferner wurde die Interaktion 
und Kommunikation mit dem Jobcen-
ter als problematisch rückgespiegelt 
(vgl. Abbildung 1).

Diese Gleichzeitigkeit der Probleme, 
die sich teilweise gegenseitig bedin-
gen, macht die hohe Alltagskom-

plexität von alleinerziehenden Eltern 
deutlich, woraus sich große Heraus-
forderungen an die Alltagsbewältigung 
ergeben. Die Konstanz der Problemla-
gen spiegelte sich im großen Anteil von 
75,2 Prozent der innerhalb der letzten 
sechs Monate vor dem Interview nicht 
gelöster Probleme wieder und führt zu 
einem Erleben von konstanten, stabilen 
sowie mehrschichtigen Problemlagen. 
Die Befragten sahen sich oftmals nicht 
in der Lage, ihre Probleme wirkmächtig 
anzugehen. 

Eine wichtige Aufgabe besteht also 
zweifelsohne darin, die Personen 
zur selbstbewussten Inanspruch-
nahme der unterschiedlichen Unter-
stützungsangebote zu motivieren 
und gleichzeitig die Wirksamkeit der 
Angebote selbst zu erhöhen. Durch 
die Vielschichtigkeit der Probleme 
ist es darüber hinaus notwendig, mit 
mehreren Akteuren zu kommunizie-
ren, wobei nicht immer bekannt ist, 
welcher der korrekte Ansprechpartner 
bzw. die richtige Institution ist. Um sich 
schnell und unkompliziert eine Über-
sicht zu Angeboten, Leistungen und 
Voraussetzungen verschaffen zu kön-
nen, wurde von der Stadt Wolfsburg 
die Broschüre „Alleinerziehend – na 
und?! Wolfsburg zieht mit“ veröffent-
licht, die überall in Wolfsburg kostenlos 
ausliegt. Weitere Informationen liefert 
auch die Internetseite www.wolfsburg.
de/alleinerziehende.

Auskommen mit dem Einkommen

Die finanzielle Situation gehörte fast 
immer zu den zentralen Problemen der 
Befragten. Daher wurde im Interview 
gefragt, wie häufig innerhalb der letzten 
sechs Monate am Ende des Monats 
kein Geld mehr verfügbar war. Hier 
lassen sich deutliche Unterschiede 
zwischen den vorstehend genannten 
Subgruppen erkennen: Bei den Allein-
erziehenden mit Schulkindern kam die 
Mehrzahl (55,3 Prozent) mit ihrem Geld 
bis zum Monatsende aus, die jungen 
Mütter mit jungen Kindern wirtschaf-
teten am schlechtesten (23,7 Prozent). 
Der Median lag bei Alleinerziehenden 
mit Kindern im Vorschulalter bei 21,5 
Tagen, bei Alleinerziehenden mit Schul-
kindern bei 27 Tagen. 

Um die Teilhabe von allen Kindern 
am kulturellen und gesellschaftlichen 
Leben zu fördern, wurde 2011 das 
Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) 
durch den Bund ins Leben gerufen. 
53,7 Prozent der Interviewten gaben 
an, entsprechende Leistungen bean-
tragt zu haben, allerdings sagten auch 
23,2 Prozent, dass sie BuT nicht ken-
nen, und dass, obwohl 100 Prozent 
der Befragten Anspruch hätten. Dieses 
Ergebnis macht deutlich, dass obwohl 
das Jobcenter bei jedem SGB II-Antrag 
auch über die Leistungen des BuT 
informiert und diesen Antrag direkt 
stellt, die anspruchsberechtigten Per-
sonen das BuT nicht als Zusatzleis-
tungen erfassen. Die Kenntnis dieser 
Unterstützung sollte daher bei den 
anspruchsberechtigten Personen ver-
stärkt werden.

In diesem Zusammenhang regte das 
Institut an, ein Kompetenzzentrum 
„Wirtschaften“ einzurichten. Die Idee 
wird von Seiten der Kommune als 
grundsätzlich sinnvoll erachtet, soll 
aber weiterhin dezentral im Stadtge-
biet verteilt sein, denn die einzelnen 
Kooperationspartner sind an ihren 
Standorten bereits gut etabliert. Wich-
tig sind dabei die Zusammenführung 
von unterschiedlichen Blickwinkeln 
sowie die Schaffung von aufsuchen-
den Angeboten. Die Stadt Wolfsburg 
sieht dringenden Handlungsbedarf in 
Bezug auf die Wirtschaftskompetenz 
von jungen Eltern, daher soll unter 
anderem die zielgruppenspezifische 
Elternbildung in Kinder- und Familien-
zentren und Stadtteiltreffs weiter aus-
gebaut werden. 

Abbildung 1: Die größten Probleme der letzten sechs Monate vor dem 
Interview – Zuordnung der Probleme zu Problembereichen

Quelle: GOE Bielefeld, 2012
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Interaktion und Kommunikation 
mit dem Jobcenter

Nach Durchführung der Interviews im 
Sommer 2012 wurde die Struktur im 
Jobcenter Wolfsburg verändert und 
ein Team Alleinerziehende eingeführt. 
Drei spezialisierte Arbeitsvermittle-
rinnen kümmern sich speziell um die 
Zielgruppe. Durch eine herabgesenkte 
Kontaktdichte ist eine enge Zusam-
menarbeit möglich. Ferner sind Koope-
rationen zu weiteren Institutionen, wie 
den Kindertagesstätten, dem Familien-
service oder Beratungsstellen intensi-
viert worden. 

Die Einführung des Teams Alleiner-
ziehende hat für die Klientinnen im 
Jobcenter bereits viel Positives mit 
sich gebracht, dennoch sollen einige 
ausgewählte Ergebnisse aus den 
Interviews dargestellt werden. Die 
Befragten wünschten sich aufgrund 
der Komplexität ihrer Lebenslagen 
eine ganzheitliche Betrachtung ihrer 
persönlichen Situation sowie die Ver-
mittlung in passgenaue Arbeitsstel-
len. Diese Erkenntnis unterstreicht 
die Wichtigkeit sowie die Etablierung 
des Teams Alleinerziehende im Job-
center und die damit zusammenhän-
gende engere Zusammenarbeit zwi-
schen der arbeitssuchenden Person 
und Arbeitsvermittlung. 

Allerdings gaben nur 10,5 Prozent der 
Befragten an, ihre wichtigste Erwerbs-
tätigkeit durch das Jobcenter vermit-
telt bekommen zu haben. Mit 39,5 Pro-
zent gab die Mehrheit an, diese durch 
Freunde und Familie erhalten zu haben. 

Darüber hinaus wurde gefragt, was hilf-
reich wäre, um wieder erwerbstätig zu 
sein. Am nützlichsten benannten die 
Befragten ein Auto, Führerschein sowie 
Gesundheit bzw. psychische Stabilität. 
Hinsichtlich der ersten beiden Punkte 
bietet das Jobcenter bereits die Mög-
lichkeit, den Führerschein sowie ein 
Auto zu finanzieren, sofern dies zur 
Ausübung der angebotenen Tätigkeit 
notwendig ist.

Gesundheit

Im Rahmen der Befragung wurde deut-
lich, dass Wechselwirkungen zwischen 
dem Eintritt in Arbeitslosigkeit und 
der Wiederaufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit vorliegen: Gesundheitliche 
Probleme spielen für das Eintreten, 
aber auch hinsichtlich des Verbleibs 
in Arbeitslosigkeit eine zentrale Rolle. 
63,2 Prozent der Befragten teilten mit, 

dass gesundheitliche und psychische 
Stabilität für die Ausübung einer Arbeit 
hilfreich wäre. Die Eltern fühlten sich 
öfter erschöpft und erschlagen (trifft 
teilweise bzw. vollständig auf fast 
96  Prozent der Befragten zu) oder 
hatten verstärkt Ängste und Sorgen 
(86,3 Prozent). 

Unterstützungswünsche formuliert hat-
ten, wurden gefragt, ob sie wissen, wo 
sie die passende Unterstützung erhal-
ten können. Bei Erziehungsfragen oder 
bei schulischen Problemen der Kinder 
wussten die Befragten, an welche Stel-
len sie sich wenden können. Gesund-
heitliche Angebote waren in den Köpfen 

75,6 Prozent der Befragten berichte-
ten, dass auch ihre Kinder von Krank-
heiten, Beeinträchtigungen oder Auffäl-
ligkeiten betroffen sind. Am häufigsten 
wurden seelische Beeinträchtigungen 
benannt, vor allem bei Kindern von Auf-
stockerinnen (36,7 Prozent). Alleiner-
ziehende ohne Zuwanderungsge-
schichte sowie Eltern von Kindern im 
Vorschulalter benannten überdurch-
schnittlich häufig aggressives, trotziges 
Verhalten ihrer Kinder. Bei 35,4 Prozent 
der Kinder wirkten sich ihre Erkran-
kungen belastend auf ihren Alltag aus. 
Im Subgruppenvergleich ergab sich die 
mit Abstand höchste Belastung bei den 
Eltern mit erkrankten Kindern, die zwei 
oder mehr Kinder haben. Die Eltern von 
52,1 Prozent dieser Kinder gaben an, 
dass sich die Erkrankung des Kindes 
auf den eigenen Alltag als „eher“ oder 
„sehr belastend“ auswirkte.

Im Hinblick auf diese Erkenntnisse ist 
es nicht verwunderlich, dass über die 
Hälfte der Befragten angaben, sie wün-
schen sich Unterstützung im Bereich 
Gesundheit für sie selbst; für die Kinder 
ergaben sich im Gesundheitsbereich 
Unterstützungswünsche von 46,8 Pro-
zent. Jene Alleinerziehenden, die 

nicht so präsent: 55 Prozent wünsch-
ten sich in diesem Bereich Unterstüt-
zung, aber nur 44 Prozent wussten, wo 
sie sie erhalten können. Daher wurde 
von der GOE angeregt, Stadtteiltreffs 
zu wohnortnahen Gesundheitstreffs in 
der Stadt Wolfsburg weiter zu entwi-
ckeln. Entsprechende Gespräche und 
Konzeptideen werden derzeit in Koo-
peration zwischen den Stadtteiltreffs, 
dem Gesundheitsamt sowie dem Sozi-
alpsychiatrischen Dienst geführt bzw. 
entwickelt.

Fazit und Ausblick

Die Untersuchung hat viel dazu bei-
getragen, Informationen über die in 
Wolfsburg lebenden Ein-Eltern-Fami-
lien im SGB  II-Leistungsbezug zu 
gewinnen. Darauf aufbauend gilt es, 
passgenaue Unterstützungsmöglich-
keiten anzubieten und die Familien 
zur selbstbewussten Inanspruch-
nahme von Leistungen zu motivieren. 
Ein wichtiger Schritt in diese Richtung 
ist mit der Veröffentlichung „Alleiner-
ziehend – na und?! Wolfsburg zieht 
mit“ gegangen worden. In dieser Bro-
schüre werden verschiedenste Ange-
bote von Kinderbetreuung über Bean-

Quelle: GOE 
Bielefeld, 2012

Abbildung 2: Aussagen zum Gesundheitszustand – Interviewte Person
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tragung von Arbeitslosengeld II bis hin 
zu praktischen Tipps zur Antragstel-
lung einfach und anschaulich beschrie-
ben. Weitere Informationen liefert auch 
die Internetseite www.wolfsburg.de/
alleinerziehende. 

Die zentralen Akteure und Institutionen 
sind bereits entsprechend ihrer Arbeits-
schwerpunkte über die Ergebnisse der 
Studie sowie die Lebenslagen der Ein-
Eltern-Familien im SGB  II-Bezug in 
Wolfsburg sensibilisiert worden.

Derzeit arbeitet die Verwaltung bezo-
gen auf das Gesamthilfesystem an 
der Etablierung eines Netzwerkes für 
Alleinerziehende. Hierzu gehört die 
Gründung einer zentralen Anlaufstelle 
für Alleinerziehende, die zielgerichtet in 
den Bereichen Wirtschaften, Vergünsti-
gungen, Kinderbetreuung etc. beraten 
und ggf. weitervermitteln kann. Ferner 

werden derzeit von der Erziehungs-
beratung interdisziplinäre Angebote 
für Familien in Trennungs- und Schei-
dungssituationen aufgebaut.

Zur Stärkung des persönlichen 
Umfeldes sowie zum Aufbau von Kon-
takten werden außerdem Angebote 
und Treffpunkte anhand der benann-
ten Bedarfe von Ein-Eltern-Familien 
optimiert. 

Im Bereich Gesundheit wird an einem 
Informations- und Beratungsnetzwerk 
für Alleinerziehende gearbeitet. Hier 
sollen unter anderem wohnortnahe 
Gesundheitstreffs sowie zielgerichtete 
Angebote zur Gesundheitsförderung 
etabliert werden.

Zur Sensibilisierung und stärkeren 
Vernetzung der Akteure innerhalb der 
Stadt Wolfsburg findet derzeit eine 

Workshopreihe statt, die ebenfalls aus 
der Befragung resultiert. Hier wurden 
Expert/-innen, Multiplikator/-innen und 
Institutionen eingeladen, zu deren Ziel-
gruppe Ein-Eltern-Familien gehören. 
Die Reihe startete zum Thema „Treff-
punkte im Stadtteil“, darauf aufbauend 
wurde gemeinsam der Bereich „Wirk-
samkeit sozialer Hilfen“ bearbeitet. Im 
November 2014 wird sich der vorläufig 
letzte Workshop der „(Psychosozialen) 
Gesundheit von Alleinerziehenden und 
deren Kinder“ widmen. 

Damit auch zukünftig die Zielgruppe 
selbst in den Prozess weiter einge-
bunden bleibt, plant die Verwaltung 
für 2015 einen Fachtag zum Thema, 
an dem sich Institutionen untereinan-
der, aber auch Ein-Eltern-Familien über 
Angebote informieren und sich mitei-
nander vernetzen können.

jugend, soziales und gesundheit

Kinderarmut und die Folgen

Stadt Braunschweig verabschiedet Handlungs-
konzept und richtet eine Koordinierungsstelle ein
Von Hartmut Dybowski, Beatrice Försterra und Rainer Schubert (Stadt Braunschweig)

Die Situation von Kindern und Jugend-
lichen, die von Armut bedroht sind oder 
in Armut aufwachsen hat auf kommu-
naler Ebene zu breiten Diskussionen 
mit unterschiedlichen Ergebnissen 
geführt. Viele Städte und Gemeinden 
haben das Thema aufgegriffen, so auch 
die Stadt Braunschweig. Zwei Jahre 
nach Inkrafttreten der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (SGB II) begann in 
Braunschweig eine breit getragene Dis-
kussion, ausgelöst durch Aktivitäten 
von Wohlfahrtsverbänden zum Thema 
Schulkosten und Pressemeldungen 
über Probleme bei der Essensversor-
gung in den Schulen. 

Die Vorgeschichte

Im November 2007 versammelte sich 
auf Einladung der Stadt Braunschweig 
erstmals ein Netzwerk aus verschie-
denen gesellschaftlichen Gruppen, 
um Wege zum Umgang mit den Fol-
gen von Kinder- und Familienarmut 
in der Stadt zu beraten. Damit wurde 
der Grundstein gelegt für eine Arbeit, 
die bis heute Verwaltung und freie Trä-
ger, Wohlfahrtsverbände, Kirchen, die 

Arbeitsverwaltung, Bildungsträger und 
Betroffenenvereine verbindet.

Aus den ersten Ansätzen zur Lösung 
der dringlichsten Fragen, wie Finanzie-
rung von Schulkosten und Mittagessen 
für Kinder aus einkommensarmen 
Familien, entstanden ein Spenden-
fonds und ein Beirat, der als Arbeits-
ausschuss des Netzwerks zum Motor 
der weiteren Entwicklung wurde.

Eine solche Struktur ist bemerkens-
wert. An die Stelle gegenseitiger 
Zuständigkeitszuweisungen traten 
der Wunsch und die Bereitschaft zum 
gemeinsamen Handeln.

Die Bundesgesetzgebung hat inzwi-
schen die ursprünglichen Probleme 
von Schulkosten und Mittagessen 
weitgehend gelöst. Aber die Feststel-
lung, dass Kinder und Jugendliche aus 
einkommensarmen Familien vielfältige 
Benachteiligungen hinnehmen müs-
sen, hat weiterhin Gültigkeit.

Die Ursachen dafür, dass viele Eltern 
über kein ausreichendes Einkommen 
verfügen, sind kommunal wenig zu 

beeinflussen. Die Höhe der Regel-
sätze, die die Sozialleistungen bestim-
men, legt der Gesetzgeber fest. Aber 
viele Faktoren, die sich negativ auf die 
Situation der armen Kinder auswirken, 
können durch gemeinsames Handeln 
neu gestaltet werden. 

Der seit 2007 in Gang befindliche Pro-
zess wird maßgeblich getragen durch 
das Netzwerk Kinderarmut und dessen 
Arbeitsgremium, den Beirat. Hierüber 
sind die vielfältigen gesellschaftlichen 
Kräfte einbezogen. Politisches und 
Verwaltungshandeln verbindet sich 
über gemeinsame Leitlinien, Hand-
lungskonzepte und eine daraus resul-
tierende Praxis mit bürgerschaftlichem 
Engagement und der Arbeit vieler freier 
Träger.

Mit dem „Handlungskonzept Kinderar-
mut“ stellt sich die Stadt Braunschweig 
ihrer Verantwortung als Kommune 
gegenüber den Kindern und Jugend-
lichen in der Stadt. In einer Broschüre 
mit dem programmatischen Titel 
„Braunschweig für alle Kinder“ heißt 
es, dass niemand ausgeschlossen 
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werden darf. Armut ist ein Faktor der 
Exklusion.

Die Handlungsempfehlungen des Bei-
rats und des Netzwerks weisen detail-
liert darauf hin. Die Stadt Braunschweig 
hat diese Empfehlungen zur Grundlage 
ihres Kommunalen Handlungskon-
zepts gemacht. Der Rat der Stadt hat 
im Dezember 2012 das Handlungskon-
zept beschlossen und die Verwaltung 
mit der Umsetzung beauftragt. Dieses 
Handlungskonzept schließt sich auch 
den Vorschlägen des Beirats an, die 
bewährten Strukturen der Zusammen-
arbeit aufrecht zu halten. 

Diese von Anbeginn partizipative Art 
des Umgehens mit dem Problem Kin-
derarmut auf kommunaler Ebene hat 
vielfältige Resonanz gefunden.

Das Engagement der an diesem Pro-
zess Beteiligten zeigt, wie sehr insbe-
sondere die Mitglieder des Beirats die 
Auseinandersetzung mit den Folgen 
von Armut bei Kindern und Jugend-
lichen zu ihrer eigenen Sache gemacht 
haben. Solange sich keine grund-
legende Entspannung der Situation 
abzeichnet, wird ein solches Engage-
ment auch weiterhin nötig sein.

Ratsbeschluss „Kommunales 
Handlungskonzept Kinderarmut“ 
vom 18. Dezember 2012

Mit dem Beschluss zum kommunalen 
Handlungskonzept definiert der Rat die 
Aufgaben der Stadt präziser und teil-
weise neu. Weder die Ursache der Kin-
derarmut – die Einkommensarmut der 
Eltern, die nicht oder nicht ausreichend 
bezahlt erwerbstätig sind – noch die 
Höhe der Transferleistungen sind kom-
munal zu verantworten oder zu beein-
flussen, noch kann die Stadt mit freiwilli-
gen Leistungen Lücken stopfen, die aus 
unzureichenden Transfereinkommen 
entstehen und damit Bund und Län-
der aus der Verantwortung entlassen. 
Aber es geht nicht nur um Geld. In der 
Arbeit am Thema ist deutlich geworden, 
dass auch andere Aspekte der Ausei-
nandersetzung mit Kinderarmut zum 
Tragen kommen müssen. Damit öffnen 
sich Möglichkeiten, aber auch Verpflich-
tungen für kommunales Handeln.

In teilweiser Anlehnung an die Leitlinien 
und die Handlungsempfehlungen des 
Beirats ergeben sich mehrere Ansätze, 
die zu kommunalem Handeln führen:

– �Kinderrechte. Das Handlungskon-
zept der Stadt orientiert sich wie die 

Handlungsempfehlungen des Bei-
rats an der UN-Konvention über die 
Rechte des Kindes. Aufwachsen in 
Armut bedeutet auch, dass Kinder 
die ihnen zustehenden Rechte wie 
die auf elterliche Fürsorge, Gesund-
heit, Bildung und Teilhabe nicht 
wahrnehmen können. Es ist Auf-
gabe kommunalen Handelns dem 
entgegenzutreten.

– �Demografie. Das Handlungskonzept 
verweist auf die demografische Ent-
wicklung, die zu einer sinkenden Zahl 
von Kindern und Jugendlichen führt. 
Es liegt im Interesse der Stadtgesell-
schaft dafür zu sorgen, Investitionen 
in ein möglich frühzeitig einsetzendes 
Bemühen, heranwachsende Potenzi-
ale nicht unentwickelt zu lassen. Sol-
che Bemühungen sind damit auch 
Investitionen in die eigene Zukunft 
der Stadt.

– �Gestaltung der kommunalen Daseins-
vorsorge. Nicht nur als Träger der 
Jugendhilfe ist die Stadt verpflich-
tet, ein ausreichendes Angebot sozi-
aler Dienstleistungen sicherzustellen. 
Im Kontext Kinderarmut muss darauf 
geachtet werden, dass notwendige 
Angebote und Dienstleistungen für 
alle erreichbar sind, die sie brauchen. 
Dazu hat der Beirat Kriterien entwi-
ckelt, die diese Angebote und Dienst-
leistungen erfüllen müssen. Die Stadt 
Braunschweig hat sich mit der Verab-
schiedung des Handlungskonzepts 
diesen Anspruch zu Eigen gemacht.

Der Beschluss verpflichtet die Stadt, 
bei der weiteren kommunalen Arbeit 
zur Bekämpfung von Kinderarmut und 
Linderung ihrer Folgen das kommu-
nale Handlungskonzept zu Grunde zu 
legen und beauftragt die Verwaltung 
mit der schrittweisen Umsetzung. Mit 
einer Änderung beschließt der Rat das 
Handlungskonzept im Dezember 2012 
einstimmig.

Das kommunale Handlungskonzept, 
das durch das Sozialreferat erstellt 
worden war, basiert weitgehend auf 
den Ergebnissen der Arbeit des Bei-
rats Kinderarmut. 

Der Beirat entwickelte zunächst die 
„Braunschweiger Leitlinien zur Prä-
vention von Kinder- und Familienarmut 
und zur Linderung der Folgen“. Diese 
wurden auch vom Rat der Stadt Braun-
schweig verabschiedet.

Der Beirat legte weiterhin umfangreiche 
„Handlungsempfehlungen für die Prä-

vention von Kinder- und Familien
armut und für den Umgang mit ihren 
Folgen in der Stadt Braunschweig“ vor. 
Diese wurden den Ratsgremien mit-
geteilt. Die Verwaltung wurde beauf-
tragt, eine Stellungnahme vorzulegen 
und ein Kommunales Handlungskon-
zept zu erarbeiten.

Auf diesen Grundlagen hat die Ver-
waltung den Entwurf des Kommu-
nalen Handlungskonzepts Kinderarmut 
erarbeitet. Die Materialien des Beirats 
wurden dem Kommunalen Handlungs-
konzept als Anlagen angefügt und sind 
somit Teil des Beschlusses des Rates.

Methodische greift der Braunschwei-
ger Ansatz den Gedanken der „Prä-
ventionskette“ auf. Alle notwendigen 
Angebote und Unterstützungsleis
tungen für die Heranwachsenden und 
ihre Sorgeberechtigten müssen vor-
handen und für alle zugänglich sein. 
Hier wird vor allem das Augenmerk auf 
die Zugänge zu und die Übergänge 
zwischen den Anboten gelegt. Wie 
weit werden vorschulische Angebote 
in Anspruch genommen? Wie gut sind 
die Voraussetzungen für einen erfolg-
reichen Schulstart? Was bestimmt den 
Übergang von der Grundschule in den 
weiterführenden Schulbereich? Wel-
che Unterstützungsleistungen sind 
nötig um die schulische Ausbildung 
erfolgreich zu durchlaufen? Wie kann 
ein gelingender Übergang von Schule 
in Ausbildung als Voraussetzung für 
eine spätere Erwerbstätigkeit gestal-
tet werden?

Auf der Basis der Präventionskette 
sind vielfältige Projekte initiiert worden. 
Einige von ihnen befinden sich derzeit 
im Entwicklungsstadium.

Im Bereich der Frühen Hilfen sind 
unterstützt durch das auf Bundes
ebene verabschiedete neue Kinder-
schutzgesetz weitreichende Präventi-
onsmaßnahmen ermöglicht. Im für die 
Umsetzung zuständigen Fachbereich 
Kinder, Jugend und Familie wurde eine 
neue Organisationseinheit im Bereich 
Kinder- und Jugendschutz/Frühe Hil-
fen eingerichtet. Den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiten obliegen auch die im 
Handlungskonzept vorgeschlagenen 
Begrüßungsbesuche für alle Familien 
Neugeborener (ca. 2200 Neugeborene 
pro Jahr), die Eltern und ihre Kinder 
von Anfang an in dieser Stadt willkom-
men heißen und ggf. mit den Unterstüt-
zungsmöglichkeiten vertraut machen. 
Die Akzeptanz ist hoch, das Besuchs-
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Rainer Schubert, Gesundheitsplaner 
(links), Beatrice Försterra, Koordination 
Kinderarmut und Hartmut Dybowski, 
Leiter des Sozialreferats.

angebot wird von mehr als 80 Prozent 
aller Eltern wahrgenommen.

Ein weiterer Baustein der Präventi-
onskette, das Projekt „Stadtteil in der 
Schule“ wurde im Handlungskonzept 
skizziert und anschließend von ver-
schiedenen Stiftungen in Zusammen-
arbeit mit der Stadt und Akteuren des 
Beirats weiterentwickelt. In drei Ganz-
tagsgrundschulen in ausgewählten 
Stadtteilen mit hohem Unterstützungs-
bedarf sollen Angebote des Stadtteils 
in den Leistungskanon der Schule inte-
griert und damit Eltern und Schülern 
passgenaue Hilfen ermöglicht werden.

Zum Thema Übergang Schule in den 
Beruf wird in Kooperation von Landes-
schulbehörde und Jugendförderung 
aktuell das Projekt einer Praxisklasse 
an einer Braunschweiger Hauptschule 
konzipiert. Schülerinnen und Schüler, 
die vom „System Schule“ nicht mehr 
ausreichend erreicht werden, werden in 
einer Praxisklasse in enger Zusammen-
arbeit mit Praktika in Braunschweiger 
Betrieben unterrichtet, ein Projekt, das 
andernorts bereits Erfolge gezeitigt hat.

Beirat

Der zentrale Motor der Entwicklung 
ist der Beirat. Hier werden Ideen und 
Anregungen zusammengetragen. Zu 
den einzelnen Themen werden externe 
Experten hinzugeladen, die dann die 
Arbeit des Beirats eine Zeit lang eng 
begleiten. Sie stellen ihre Anliegen 
vor und finden in den Mitgliedern des 
Beirats kompetente Gesprächspart-
ner. Die Mitglieder des Beirats kom-
men aus den Bereiche Wohlfahrts-
pflege, Kirchen, Kinderschutzbund, 
Selbsthilfegruppen, Elternvertretung, 
Schulbehörde und Gewerkschaft und 
aus der Verwaltung. Die lange Zeit der 
gemeinsamen Arbeit mit hoher perso-
neller Kontinuität führt auch zu einem 
Selbstverständnis als Interessenvertre-
tung für die von Armut betroffenen oder 
bedrohten Kinder und Jugendlichen.

Koordinierungsstelle

Eine Vielzahl von Anregungen und Vor-
schlägen des Beirats gegen Kinder-
armut hat in das vom Rat der Stadt 
verabschiedete Kommunale Hand-
lungskonzept Eingang gefunden. Eine 
Anregung war auch bei der Stadt eine 
koordinierenden Stelle neu einzurich-
ten. Dem ist der Rat der Stadt gefolgt. 
Die damit verbundenen Aufgaben sind 
weder die einer zentralen Anlaufstelle 
noch einer oder eines Beauftragten. 

Die Verwirklichung der Kinderrechte 
ist und bleibt auch mit dem Hand-
lungskonzept eine Querschnittsauf-
gabe aller beteiligten Organisations-
einheiten. Weder Zuständigkeit noch 
Verantwortung kann hier delegiert wer-
den. Federführend in der Organisation 
und Planung des Prozesses ist das 
Sozialreferat. 

Das Aufgabenspektrum beinhal-
tet koordinierende Tätigkeiten, die 
Geschäftsführung des Beirates und 
des Präventionsnetzwerkes, Bera-
tung von Akteuren, Unterstützung 
und Begleitung bei der Umsetzung 
der Handlungsempfehlungen sowie die 
Geschäftsführung des Braunschwei-
ger Fonds für Kinder und Jugendliche 
(ehemals „Schulkostenfonds“). Die 
Koordinationsstelle ist ausdrücklich 
keine (weitere) Anlauf- und Beratungs-
stelle für Bürgerinnen und Bürger. Sie 
kann bei Bedarf an zuständige Einrich-
tungen qualifiziert weiterverweisen. 

Die Stadt stellt sich ihrer Verantwor-
tung, die sie als Trägerin der Jugend-
hilfe und der Daseinsvorsorge auch 
für Kinder und Jugendliche hat. Sie 
setzt sich dafür ein, dass Kinder und 
Jugendliche ihr Recht auf Aufwach-
sen im Wohlergehen verwirklichen 
und gleiche Chancen nutzen können, 
unabhängig von sozialem Status oder 
Herkunft.

Die Stadt ist weder alleinige Verant-
wortliche noch alleinige Akteurin. 
Die Beseitigung von Armut – auch 
von Armut von Kindern und Jugend-
lichen –, das Begrenzen oder Vermei-
den benachteiligender Auswirkungen 
sind gesellschaftliche Aufgaben, an 
denen die Stadt Braunschweig teilhat. 
Dementsprechend ist Handeln als koo-
perativer Prozess angelegt. Ziel ist, die 
von der Stadt zu verantwortende Infra-

struktur, Angebote und soziale Dienste 
so zu organisieren, dass sie helfen kön-
nen, Benachteiligungen zu begrenzen 
oder zu beseitigen.

Die Zukunft der Stadtgesellschaft liegt 
in den kleiner werdenden nachwach-
senden Generationen. Investitionen in 
ein möglich frühzeitig einsetzendes 
Bemühen, heranwachsende Potenzi-
ale nicht unentwickelt zu lassen sind 
damit auch Investitionen in die eigene 
Zukunft.

Trotz erster Erfolge in Form tragfähiger 
Strukturen, eines Fonds zur Unterstüt-
zung von Kitas, Schulen, Projekten und 
Einzelfällen, Zusammenarbeit mit Stif-
tungen und anderen zur Erprobung und 
Entwicklung von Projekten steht die 
Stadt Braunschweig – wie viele andere 
Kommunen auch – weiterhin vor der 
Aufgabe der Verstetigung bisheriger 
Maßnahmen und des weiteren Aus-
baus der Präventionskette. Gebraucht 
werden weiterhin tragfähige, Benach-
teiligungen ausgleichend Strukturen 
und eine gezielte und systematische 
Vernetzung von Anfang an. 

Armut bleibt weiterhin ein Thema. 
Gemessen am Bezug von SGB II-Leis-
tungen ist ein echter Rückgang der Kin-
derarmutsquote auch in Braunschweig 
nicht zu verzeichnen. Eine Auswertung 
des Mikrozensus, der den Umfang von 
Kinderarmut präziser erfasst, zeigt in 
dieselbe Richtung. In Braunschweig 
wächst mindestens ein Fünftel der 
Kinder und Jugendlichen in Haushal-
ten auf, deren Einkommen unterhalb 
der Armutsschwelle liegt. Dabei ist die 
räumliche Verteilung sehr ungleich und 
der Anteil armer Kinder reicht in den 
Stadtteilen von zwei Prozent bis über 
50 Prozent. 

Das Motto „Braunschweig für alle 
Kinder“ spannt sich als roter Faden 
durch die bisherige Arbeit und bein-
haltet einen Ansatz, der über den blo-
ßen caritativen Aspekt weit hinaus zielt. 
Mit dem Beirat gegen Kinderarmut 
und dem Präventionsnetzwerk sind 
tragfähige Strukturen entwickelt wor-
den, die sich mittlerweile erfolgreich 
etabliert haben. Träger- und institu-
tionsübergreifend verzahnen sich so 
die unterschiedlichsten Kompetenzen 
um gemeinsam Rahmenbedingungen 
zu gestalten, die den Kindern und 
Jugendlichen der Stadt und besonders 
denen, die armutsgefährdet bzw. von 
Armut betroffen sind, ein gelingendes 
Aufwachsen ermöglichen.
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Fracking

Als Fracking wird eine Methode zur 
Erzeugung von Rissen im Gestein 
im tiefen Untergrund bezeichnet, 
mit dem Ziel, dass dort lagernde 
Gase oder Flüssigkeiten leichter und 

beständiger zur Bohrung fließen und gewonnen werden 
können.

Beim Fracking wird nach Erstellung einer bis zu meh-
reren tausend Meter tiefen Bohrung zur Erhöhung der 
Durchlässigkeit der Gesteine im Zielhorizont – also auf 
der Ebene der tiefsten Stelle der Bohrung – unter hohem 
Druck Wasser (94,5 %) durch das Bohrloch in den tiefen 
Untergrund gepumpt, das in der Regel mit chemischen 
Zusätzen (0,5 %) und Stützmitteln, wie zum Beispiel 
Quarzsand (5 %) versetzt ist. Typischerweise sind in der 
Tiefe mehrere zusätzliche horizontale Bohrungen mittels 
Richtbohren – durch Umlenken des Bohrkopfes in die 
Waagerechte – in das umgebene Gestein ausgeführt, 
um die Ausbeute zu erhöhen. Die unter einem Druck von 
mehreren 100 Bar eingepresste Flüssigkeit (Frackfluid) hat 
dabei die Aufgabe, im Gestein Gesteinsrisse zu erzeugen, 
aufzuweiten und dauerhaft zu stabilisieren. Die Zusam-
mensetzung des Frackfluids varriiert sehr stark und ist 
abhängig von der Beschaffenheit der einzelnen Lager-
stätten. Je nach Gebiet kann ein Großteil der Flüssigkeit 
in den Spalten und Rissen im Gestein verbleiben oder 
wird wieder an die Oberfläche gepumt.

Diese hydraulische Methode ist in konventionellen und 
unkonventionellen Erdgaslagerstätten möglich.

Konventionelle Erdgaslagerstätten sind Lagerstätten, in 
denen Erdgas, nachdem es in einem Muttergestein gebil-
det wurde, in ein Speichergestein gewandert ist und dort 
akkumuliert wurde (zum Beispiel Tightgas-Lagerstätten). 
In Niedersachsen befinden sich diese Lagerstätten übli-
cherweise unterhalb von 2500 Metern.

Unkonventionelle Lagerstätten sind Lagerstätten, in 
denen Erdgas im Muttergestein verblieben ist (zum Bei-
spiel Schiefergas oder Kohleflösgaslagerstätten). In Nie-
dersachsen befinden sich diese Lagerstätten üblicher-
weise bis 2500 Metern.

Seit über 35 Jahren wird die Fracking-Methode in Nie-
dersachsen bis heute in über 250 Projekten vor allem 
bei der konventionellen Erdöl- und Erdgas-Förderung 
sowie bei der Erschließung tiefer Grundwasserleiter für 
die Wassergewinnung und der Verbesserung des Wärme-
transportes bei der tiefen Geothermie eingesetzt. In den 
letztgenannten Anwendungsfällen werden keine Stütz-
mittel und/oder chemischen Zusätze benötigt.

Zur Zeit finden in Niedersachsen politische Beratungen 
dahingehend statt, dass beim Einsatz von Fracking-
Verfahren in bestehenden, konventionellen und bereits 
erschlossenen Erdgaslagerstätten eine Umweltverträglich-
keitsprüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung sowie ein was-
serrechtliches Genehmigungsverfahren vorzunehmen ist.

Die Erkundung und Entwicklung unkonventioneller Erd-
gasvorräte wird zurzeit in Niedersachsen wegen unge-
klärter Fragestellungen aus umweltpolitischen Gründen 
abgelehnt.

Amtszeitverlängerung des 
Hauptverwaltungsbeamten
Leitsatz:

Auch wenn nach dem Beschluss über den 
vorläufigen Verzicht auf die Wahl des Haupt-
verwaltungsbeamten keine Verlängerung 
der Amtszeit des Amtsinhabers beschlos-
sen wird, tritt keine potenziell zur Änderung 
der Mehrheitsverhältnisse in der Vertretung 
führende Vakanz ein, da der Hauptverwal-
tungsbeamte der Vertretung nicht als Per-
son, sondern kraft Amtes angehört und im 
Falle seiner Verhinderung seine Aufgaben 
von seinem allgemeinen Stellvertreter wahr-
genommen werden.

NdsOVG, Beschluss vom 3. Juli 2014 
– 10 ME 38/14 – 

Aus den Gründen:
Die Beschwerde der Antragsteller gegen 
den Beschluss des Verwaltungsgerichts hat 
keinen Erfolg.

Der Kreistag des Landkreises B. beschloss 
mehrheitlich am 9. Dezember 2013, dass

- �der Landrat Verhandlungen über einen 
Zusammenschluss mit Nachbarkommu-
nen aufnehmen solle,

- �nach § 80 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 NKomVG a. 
F. auf die Durchführung der Landratswahl 
bis zum 31. Oktober 2016 (zwei Jahre 
nach Ablauf der derzeitigen Amtszeit des 
Landrates) vorläufig verzichtet werde und

- �nach § 80 Abs. 5 Satz 7 NKomVG a. F. die 
Amtszeit des bisherigen Landrats bis zum 
31. Oktober 2016 verlängert wird.

Die Antragsteller, eine Gruppe des Kreis-
tages (Antragstellerin zu 1)) sowie ein Kreis-
tagsabgeordneter (Antragsteller zu 2)), 
halten die beiden letztgenannten Beschlüs-
se für rechtswidrig und sehen sich dadurch 
in ihren Rechten verletzt. Sie haben bean-

tragt, den Landrat als Antragsgegner im 
Wege der einstweiligen Anordnung zu ver-
pflichten, die o.a. beiden Beschlüsse vor-
läufig nicht zu vollziehen.

Das Verwaltungsgericht hat die Anträge mit 
Beschluss vom 1. April 2014 (NdsVBl. 2014, 
174 ff.) als unzulässig abgewiesen. Im kom-
munalen Organstreit müsse der jeweilige 
Antragsteller analog §  42 Abs.  2 VwGO 
geltend machen können, in eigenen Rech-
ten verletzt zu sein. Hieran mangele es 
vorliegend bei beiden Antragstellern. Die 
angegriffenen Beschlüsse verletzten die 
Antragsteller nicht in eigenen, ihnen durch 
Gesetz eingeräumten Rechtspositionen.

Die der Antragstellerin zu 1) als Gruppe im 
NKomVG ausdrücklich eingeräumten Rech-
te seien durch die Beschlüsse nicht betrof-
fen. Ein eigenes Abstimmungsrecht stehe 
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Anmerkung von Robert Thiele, 
Ministerialdirigent a.D. 
Das VG hat den Antrag des Kreistagsmitglieds für unzulässig angesehen, weil dem Abge-
ordneten zwar als eigene wehrfähige Innenrechtsposition das Stimmrecht zustehe, das 
beeinträchtigt sein könne, wenn auch die Stimmen nicht stimmberechtigter Mitglieder 
gezählt würden. Es hat aber darauf hingewiesen, dass es in der vorliegenden Konstella-
tion zu keiner Verschiebung des Stimmgewichts komme, da der Hauptverwaltungsbeamte 
immer kraft Gesetzes in der Vertretung eine Stimme hätte, entweder der amtierende bei 
Verlängerung seiner Amtszeit oder sein vor Ende der Amtszeit gewählter Nachfolger. Nicht 
erörtert hat das VG den Fall, dass zwar der vorläufige Verzicht auf die Wahl des Haupt-
verwaltungsbeamten (§ 80 Abs. 4 Satz 1 NKomVG), nicht aber auch die Verlängerung der 
Amtszeit des Amtsinhabers (§ 80 Abs. 4 Satz 5 NKomVG) beschlossen wird. In diesem Fall 
gehörte der Vertretung nach dem Ablauf der Amtszeit kein Hauptverwaltungsbeamter an. 

Das OVG lässt offen, ob das Abstimmungsrecht eines Abgeordneten im Kreistag auch den 
Erfolgswert seiner Stimme einschließe, also das Recht beinhalte, einen unter Beteiligung 
nicht abstimmungsberechtigter Personen gefassten Beschluss erfolgreich anzugreifen. In 
der Vergangenheit hat das OVG (Urteil vom 19. März 1991 – 10 L 51/89 –) ebenso argumen-
tiert wie das VG und angenommen, dass Mitgliedschaftsrechte verletzt sein können, wenn 
das zahlenmäßige Gewicht der einzelnen Stimme durch eine rechtsfehlerhafte Zusammen-
setzung des Rats verfälscht wird. Es verneint aber eine Veränderung des Stimmgewichts 
im Kreistag auch für den vom VG nicht erörterten Fall, weil auch ohne Verlängerung der 
Amtszeit des bisherigen Hauptverwaltungsbeamten keine Vakanz einträte. Das begründet 
das OVG damit, dass anders als die Abgeordneten der Hauptverwaltungsbeamte nicht als 
Person, sondern kraft Amtes Mitglied des Kreistages sei und seine Aufgaben gemäß § 81 
Abs. 3 NKomVG im Falle seiner Verhinderung von seinem allgemeinen Stellvertreter wahr-
genommen würden, soweit keine speziellere Vertretungsregelung im NKomVG eingriffe (die 
zitierte Fundstelle bestätigt diese Argumentation allerdings nicht). 

Diese Begründung verblüfft. Bisher wird allgemein stets davon ausgegangen, dass der Haupt-
verwaltungsbeamte als Person Mitglied der Vertretung ist und die Formulierung „kraft Amtes“ 
(§ 45 Abs. 1 Satz 2 NKomVG) die Form des Erwerbs der Mitgliedschaft beschreibt. Soweit 
ersichtlich ist in der Vergangenheit ein einziges Mal (Engel in KVR/NLO, § 50 Rn. 21) die Auf-
fassung vertreten worden, der Hauptverwaltungsbeamte habe anders als die Abgeordneten 
in der Vertretung keinen nur personenbezogenen Status und werde deshalb dort von einem 
Stellvertreter aus der Verwaltung vertreten. Aus dem Materialien des Reformgesetzes von 
1996 (Amtliche Begründung, Drs. 13/1450 S. 110 und Schriftlicher Bericht, Drs. 13/2400 
S. 36) ergibt sich eindeutig die Vorstellung des Gesetzgebers, dass infolge der Vertretungs-
regelungen in § 61 Abs. 6 und 7 NGO (heute: § 81 Abs. 2 und 3 NKomVG) der Hauptverwal-
tungsbeamte in der Vertretung und im Hauptausschuss keinen Stellvertreter hat und der 
Stellvertretung durch einen Bediensteten dessen fehlende Legitimation entgegensteht. Wenn 
die hier dargestellte Auffassung des OVG über den Status des Hauptverwaltungsbeamten in 
der Vertretung nicht auf einem Missverständnis beruhen und sich durchsetzen sollte, hätte 
der Gesetzgeber Handlungsbedarf. Sollte dagegen das OVG missverstanden worden sein, 
dann würde sich nach dem Ausscheiden des Hauptverwaltungsbeamten ohne Verlängerung 
seiner Amtszeit und ohne Wahl eines Nachfolgers die Zahl der Mitglieder der Vertretung und 
damit der Erfolgswert der Stimme des einzelnen Abgeordneten ändern mit der Folge, dass 
seine Innenrechtsposition betroffen und er deshalb antrags- und klagbefugt wäre.

der Gruppe nicht zu und könne von ihr auch 
nicht stellvertretend für ihre Mitglieder gel-
tend gemacht werden. Ebenso wenig sei 
sie dadurch in eigenen Rechten verletzt, 
dass bei Rechtswidrigkeit der streitigen 
Beschlüsse der Antragsgegner nach Ablauf 
seiner regulären Amtszeit zu Unrecht als 
vermeintlicher Landrat weiterhin Mitglied 
des Kreistages sei. Die richtige Zusammen-
setzung des Kreistages könne von der 
Antragstellerin insoweit nicht erfolgreich im 
Kommunalverfassungsstreit gerügt werden.

Dem Antragsteller zu 2) stehe als wehrfähige 
Innenrechtsposition zwar das Stimmrecht 
zu. Es umfasse auch den Erfolgswert der 
Stimme als Kreistagsabgeordneter. Dieser 
Erfolgswert werde durch die streitigen Be-
schlüsse aber nicht beeinträchtigt. Denn 
auch im Falle der von den Antragstellern 
angestrebten Neuwahl eines Landrates 
werde dieser an Stelle des bisherigen Amts-
inhabers Mitglied des Kreistages, so dass 
das Gewicht der Stimme des Antragstellers 
zu 2) in jedem Falle gleich bleibe. Dem 
Antragsteller stehe schließlich auch kein 
Anspruch zu, dass gerade eine bestimmte 
Person die Aufgaben des Landrates im 
Kreistag wahrnehme.

Es könne deshalb offen bleiben, ob die 
streitigen Beschlüsse angesichts der vom 
Antragsgegner erklärten Zustimmung zu 
seiner Amtszeitverlängerung überhaupt 
vollzugsbedürftig seien bzw. ein solcher 
Vollzug möglich sei.

Im Übrigen wäre der Antrag auch unbegrün-
det, da die Regelungen in § 80 NKomVG a. 
F. über die Verlängerung der Amtszeit des 
Landrates bei laufenden Verhandlungen 
über einen kommunalen Zusammenschluss 
verfassungskonform und die gesetzlichen 
Voraussetzungen hier gegeben seien.

Die gegen diesen Beschluss gerichtete 
Beschwerde der Antragsteller hat keinen 
Erfolg, weil sich aus dargelegten und gemäß 
§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO vom Senat zu 
prüfenden Gründen keine Zweifel an der 
Richtigkeit der Entscheidung ergeben.

Es entspricht der Rechtsprechung des 
Senats (vgl. zum Folgenden Urteil vom 
31. Oktober 2013 – 10 LC 72/12 –, NdsVBl. 
2014, 102 ff., juris, Rn. 63, m. w. N.), dass 
der Antragsteller in einem Kommunalver-
fassungsstreitverfahren – wie hier – entspre-
chend § 42 Abs. 2 VwGO antragsbefugt sein 
muss. Bei der vom Antragsteller als verletzt 
gerügten Rechtsposition muss es sich um 
ein durch das Innenrecht eingeräumtes, 
dem antragstellenden Organ oder Organteil 
zur eigenständigen Wahrnehmung zugewie-
senes wehrfähiges subjektives Organrecht 
handeln. Geht es um die Verletzung organ-
schaftlicher Mitwirkungsrechte, setzt die 
Antragsbefugnis voraus, dass ein subjek-
tives Organrecht des antragstellenden Or-
gans oder Organteils unmittelbar nachteilig 
betroffen wird.

Dass die streitigen Beschlüsse Organrechte 
der Antragsteller unmittelbar nachteilig 

betreffen, hat das Verwaltungsgericht mit 
der zuvor zusammengefasst wiedergege-
benen Begründung zu Recht verneint. Aus 
dem Beschwerdevorbringen ergibt sich 
keine andere Bewertung. Dies gilt zunächst 
für die Antragstellerin zu 1). Sie räumt ein, 
dass ihr als Gruppe nach dem NKomVG 
kein eigenes Abstimmungsrecht zusteht.

Soweit sie sich stattdessen sinngemäß auf 
ungeschriebene Rechte beruft, die durch 
die streitigen Beschlüsse verletzt seien, 
kann ihr nicht gefolgt werden.

Die Möglichkeiten einer Minderheitenfrak-
tion beziehungsweise Gruppe als „Opposi-
tion“ im Kreistag würden zwar gestärkt, 
wenn ihr die Befugnis zustünde, von ihr für 
rechtswidrig erachtete Sachbeschlüsse des 
Kreistages gerichtlich überprüfen lassen zu 
können. Eine dafür erforderliche Rechts-
grundlage besteht jedoch nicht. Wie das 
Verwaltungsgericht zutreffend ausgeführt 
hat, ist das verwaltungsgerichtliche Organ-
streitverfahren bewusst kein objektives 
Beanstandungsverfahren, sondern dient der 
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Durchsetzung subjektiver Rechte (vgl. BVer-
wG, Beschluss vom 7. Januar 1994 – 7 B 
224/93 –, NVwZ-RR 1994, 352; DVBl. 1994, 
866; juris, Rn. 3)

Die Antragstellerin verweist weiterhin auf 
die dem Landrat im Kreistag zustehenden 
Vorbereitungs–, Teilnahme- und Rederechte 
sowie das ihm zustehende Einspruchsrecht, 
bei deren Wahrnehmung er jeweils Rechte 
der Antragstellerin „durchaus beeinträchti-
gen könne“. Solche Befugnisse stehen hier 
jedoch nicht im Streit. Durch die streitigen 
Beschlüsse ist vom Antragsgegner nicht – 
wie erforderlich – unmittelbar etwa in An-
tragsrechte der Antragstellerin eingegriffen, 
sondern nur die Grundlage für eine Verlän-
gerung seiner Amtszeit geschaffen worden.

Durch das von der Antragstellerin unterstell-
te ersatzlose Ausscheiden des Landrates 
als Mitglied des Kreistages mit dem Ende 
seiner regulären Amtszeit verändern sich 
auch nicht die Mehrheitsverhältnisse in den 
Ausschüssen. Denn die Besetzung der 
Ausschüsse richtet sich gemäß § 71 Abs. 2 
Satz  2 NKomVG nach der Mitgliederzahl 
aller Fraktionen und Gruppen; Mitglieder 
einer Fraktion oder Gruppe können nach 
§ 57 Abs. 1 NKomVG nur Abgeordnete sein. 
Der Landrat ist zwar kraft Amtes Mitglied 
des Kreistages, nicht aber Abgeordneter. Er 
kann damit nicht Mitglied einer Fraktion 
oder Gruppe im Kreistag sein, so dass sein 
etwaiges Ausscheiden aus dem Kreistag 
schon deshalb keinen Einfluss auf die Mehr-
heitsverhältnisse in den Ausschüssen hat.

Ebenso wenig ergibt sich aus dem Be-
schwerdevorbringen, dass die angegrif-
fenen Beschlüsse den Antragsteller zu 2) in 
eigenen Rechten betreffen.

Dies gilt zunächst, soweit er eine Verletzung 
des Erfolgswertes seiner Stimme als Kreis-
tagsabgeordneter rügt. Dabei kann offen 

bleiben, ob dem Verwaltungsgericht in der 
Annahme zu folgen ist, das Abstimmungs-
recht eines Abgeordneten im Kreistag 
schließe auch den Erfolgswert seiner Stim-
me ein, beinhalte also das Recht, einen 
unter Beteiligung nicht abstimmungsbe-
rechtigter Personen erlassenen Beschluss 
erfolgreich anzugreifen. Selbst wenn man 
hiervon ausgeht, ergibt sich aus dem Be-
schwerdevorbringen nicht, dass dieser Er-
folgswert durch die Beschlüsse über die 
Amtszeitverlängerung beeinträchtigt wird. 
Das Verwaltungsgericht ist zutreffend davon 
ausgegangen, dass der Landrat nach § 45 
Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 NKomVG kraft Amtes 
immer stimmberechtigtes Mitglied des 
Kreistages ist und mit seinem Ausscheiden 
nach Ablauf der Amtszeit nicht – wie vom 
Antragsteller geltend gemacht wird – eine 
potenziell zur Änderung der Mehrheitsver-
hältnisse im Kreistag führende Vakanz 
eintritt. Dies gilt auch für den Fall, dass nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 7 NKomVG a. F. bzw. § 80 
Abs. 4 Satz 5 NKomVG n. F. keine Verlän-
gerung der Amtszeit des Landrates be-
schlossen wird. Denn anders als die Abge-
ordneten ist der Hauptverwaltungsbeamte 
nicht als Person, sondern kraft Amtes Mit-
glied des Kreistages. Im Falle seiner Verhin-
derung tritt deshalb keine Vakanz ein; viel-
mehr werden seine Aufgaben gemäß § 81 
Abs. 3 NKomVG von seinem allgemeinen 
Stellvertreter wahrgenommen, soweit keine 
speziellere Vertretungsregelung im NKomVG 
eingreift (vgl. Thiele, NKomVG, 2011, § 80 
Nr. 3).

Die demnach im Organstreitverfahren un-
zulässigen Anträge richten sich im Übrigen 
ohnehin gegen den falschen Antragsgegner. 
Ausschlaggebend für die Bestimmung des 
richtigen Antragsgegners ist die vom An-
tragsteller geltend gemachte Rechtsverlet-
zung (vgl. Senatsurteil vom 4.  Dezember 

2013 – 10 LC 64/12 – NdsVBl 2014, 164 ff.; 
NordÖR 2014, 236 ff.; juris, Rn. 29, m. w. 
N.). Die Rechtsverletzung soll hier in dem 
Beschluss des Kreistages liegen, die Amts-
zeit des Antragsgegners um maximal zwei 
Jahre zu verlängern. Die Verantwortung für 
diesen Beschluss trägt der Kreistag und 
nicht der Antragsgegner. Unabhängig von 
der vom Verwaltungsgericht aufgeworfenen 
Frage nach der Vollzugsbedürftig- und 
-fähigkeit des Beschlusses und der Tatsa-
che, dass der Antragsgegner dem Be-
schluss über die Verlängerung seiner 
Amtszeit in der Sache bereits zugestimmt 
hat, steht ihm auch kein von den Antrag-
stellern mit ihrem Antrag vorausgesetztes 
Recht auf schlichte Vollzugsverweigerung 
zu. Vielmehr regelt § 88 NKomVG abschlie-
ßend, wie der Landrat als Hauptverwal-
tungsbeamter im öffentlichen Interesse auf 
einen für rechtswidrig erachteten Beschluss 
des Kreistages zu reagieren hat. Diese Norm 
sieht jedoch kein schlichtes Vollzugsverwei-
gerungsrecht des Landrates vor.

Ob der Antragsteller zu 2) als Bürger über-
haupt befugt ist, sich vor dem Verwaltungs-
gericht gegen die Verlängerung der Amtszeit 
des Antragsgegners zu wenden, kann offen 
bleiben. Jedenfalls wäre eine solcher Antrag 
nicht gegen den Antragsgegner als Organ, 
sondern gegen den Landkreis als Rechts-
träger zu richten (vgl. Senatsurteil vom 
31. Dezember 2013, a.a.O., juris, Rn. 89).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 
Abs.  2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung 
folgt aus §§ 47 Abs. 1, 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 
Abs. 1 GKG und Nrn. 1.5 Satz 2, 22.7 des 
Streitwertkataloges für die Verwaltungsge-
richtsbarkeit (NordÖR 2014, 11).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 
Abs. 1 VwGO, §§ 68 Abs. 1 Satz 5, 66 Abs. 3 
Satz 3 GKG).

In Hessisch-Oldendorf haben die Bür-
ger ihren Bürgermeister Harald Krüger 
(SPD) mit 56,7 Prozent der Stimmen im 
Amt bestätigt.

Auf 40 Jahre kommunalpolitischer 
Tätigkeit kann der frühere Innenmini-
ster Heiner Bartling zurückblicken: 
Seit 1974 ist er im Ortsrat seines Hei-
matortes Steinbergen, seit 1986 als 
Ortsbürgermeister, und seit 1981 auch 
Ratsherr der Stadt. Hauptgeschäfts-
führer Scholz überbrachte die Glück-
wünsche des Verbandes und übergab 
die Fürstenberg-Vase des NST.

Oldenburgs neuer Oberbürgermeister 
heißt Jürgen Krogmann (SPD); in der 
Stichwahl errang er 69,2 Prozent der 
gültigen Stimmen.

Ohne Gegenkandidat trat Obernkir-
chens Bürgermeister Oliver Schäfer 
(SPD) zur Wiederwahl an: 83,7 Prozent 
der Wähler sprachen ihm das Vertrauen 
aus.

Sarstedts Bürgermeisterin heißt künftig 
Heike Brennecke (SPD); mit 53 Pro-
zent der Stimmen setzte sie sich im 
ersten Wahlgang als Nachfolgerin von 
Bürgermeister Wondratschek durch, 
der nach langen Jahren an der Spitze 
von Verwaltung und Stadt in den Ruhe-
stand tritt.

Professor Rolf Schnellecke ist vom 
Rat seiner Heimatstadt Wolfsburg zum 
Ehrenbürger gewählt worden. Er war 
von 1995 an Oberstadtdirektor, von 
2001 bis 2011 Oberbürgermeister sei-

ner Geburtsstadt. Seit 1997 war er bis 
zu seinem Ruhestand Mitglied unseres 
Präsidiums, seit 2006 Vorsitzender der 
Oberbürgermeisterkonferenz und seit 
2008 auch Mitglied des Präsidiums des 
Deutschen Städtetages.

Ein ganz besonderes Jubiläum konnte 
Wolfgang Dernedde in der Stadt 
Osterode am Harz begehen: Der Ehren-
bürgermeister und Ratsherr gehört 
seid 50 Jahren dem Rat der Stadt an. 
Zu einer Feierstunde am Rande der 
Ratssitzung erschienen viele Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter aus der lan-
gen ehrenamtlichen Tätigkeit. Für den 
Niedersächsischen Städtetag über-
brachte Beigeordneter Jürgen Tiemann 
die Glückwünsche von Präsidium und 
Geschäftsstelle.
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Oberbürgermeister a. D. der Stadt Wil-
helmshaven, Eberhard Menzel, kann 
am 1. Dezember 2014 seinen 70. 
Geburtstag feiern.

Das Mitglied des Deutschen Bundes-
tages, Ministerin a.D. Astrit Grotelü-
schen MdB, gibt am 9. Dezember 
2014 Anlass zum Gratulieren.

Burkhard Jasper MdL, seit 1990 Rats-
herr und seit 1996 Bürgermeister der 
Stadt Osnabrück sowie seit 2013 Mit-
glied des Niedersächsischen Land-
tags, vollendet am 25. Dezember 2014 
sein 60. Lebensjahr.

Auch Bürgermeister a. D. Wolfgang 
Galler, Stadt Garbsen, begeht am 25. 
Dezember 2014 sein Wiegenfest, aller-
dings kann er auf 75 Jahre Lebenser-
fahrung zurückblicken.

Beim Sparkassenverband Niedersach-
sen (SVN) kann sich zum Jahresende 
der Präsident Thomas Mang, am 28. 
Dezember 2014 über die Gratulationen 
zu seinem 55. Geburtstag freuen.

Der Jahresabschluss der „runden“ 
Geburtstage findet dieses Jahr in der 
Harzregion statt, in Osterode am Harz 
kann sich Bürgermeister Klaus Becker 
über die vielen Glückwünsche zu sei-
nem 55. Jubeltag freuen.

Samtgemeindebürgermeister Johann 
Arends (Samtgemeinde Neuenhaus) 
ist am 17. Oktober 2014 in den Ruhe-
stand verabschiedet worden. Am Fest-
akt in der Gemeinde Osterwald nah-
men Mitglieder des Bundestages und 

des Niedersächsischen Landtages, der 
Landrat und 230 Personen aus Poli-
tik, Wirtschaft, Kirchen, Verwaltung und 
Ehrenamt teil. Arends hat viele Jahre im 
Planungs- und Bauausschuss sowie 
im Umweltausschuss des Nieder-
sächsischen Städtetages mitgewirkt. 
Geschäftsführer Dr. Jan Arning über-
brachte die Glückwünsche des Ver-
bandes und übergab die Fürstenberg-
Vase des NST.

Am 23. Oktober 2014 ist der Bürger-
meister von Osterholz-Scharmbeck, 
Martin Wagener, in den Ruhestand 
verabschiedet worden. Bürgermei-
ster Wagener war viele Jahre im 
Schulausschuss sowie im Präsidium 
des Niedersächsischen Städtetages 
aktiv. Geschäftsführer Dr. Jan Arning 
überbrachte die Glückwünsche des 
Verbandes und überreichte das Nie-
dersachsen-Pferd der Porzellanmanu-
faktur Fürstenberg.

Am 23. Oktober 2014 wurde Axel Kook, 
Mitglied der FDP-Fraktion im Rat der 
Stadt Osterholz-Scharmbeck, für seine 
25-jährige Mitgliedschaft in den Gre-
mien der Stadt Osterholz-Scharmbeck 
geehrt. Er erhielt vom Geschäftsführer 
des Niedersächsischen Städtetages 
Dr. Jan Arning die Ehrenurkunde für 
25 Jahre Verdienste um die kommunale 
Selbstverwaltung.

Am 30. Oktober 2014 wurde der 
langjährige Bürgermeister der Stadt 
Munster, Adolf Köthe, in den Ruhe-
stand verabschiedet. Köthe hat viele 
Jahre im Ausschuss für Europa, Wirt-

schaft und Verkehr des Niedersäch-
sischen Städtetages mitgewirkt. Für 
den Niedersächsischen Städtetag 
überbrachte Geschäftsführer Dr. Jan 
Arning die Glückwünsche von Präsi-
dium und Geschäftsstelle und übergab 
die Fürstenberg-Vase des NST.

Am 31. Oktober wurde die Bürger-
meisterin von Bad Sachsa, Helene 
Hofmann, in den Ruhestand verab-
schiedet. Frau Hofmann hat im Nie-
dersächsischen Städtetag eine Vielzahl 
von Funktionen und Ämter ausgeübt: 
So war sie mehr als 15 Jahre Mitglied 
des Planungs- und Bauausschusses 
sowie des Sozial- und Gesundheits-
ausschusses. Sie hatte einen Sitz im 
Präsidium und im Geschäftsführen-
den Präsidium des Niedersächsischen 
Städtetages und leitete die Bezirkskon-
ferenz Braunschweig. Dr. Jan Arning 
überbrachte die Glückwünsche des 
Verbandes und übergab die Fürsten-
berg-Vase des NST.

Am 11. November 2014 wurde Rolf 
Warnecke, Mitglied der SPD-Frak-
tion im Rat der Stadt Nienburg, für 
seine 40-jährige Mitgliedschaft in 
den Gremien der Stadt Nienburg 
geehrt. Warnecke ist ebenfalls seit 
vielen Jahren Mitglied im Planungs- 
und Bauausschuss des Niedersäch-
sischen Städtetages. Er erhielt vom 
Geschäftsführer Dr. Jan Arning die 
Ehrenurkunde für 40 Jahre Verdienste 
um die kommunale Selbstverwaltung 
sowie die Fürstenberg-Porzellan-Dose 
des Verbandes.

SCHRIFTTUM

Beuth Praxis – Sicherheitskonzepte für 
Veranstaltungen: Grundlagen für Behörden, 
Betreiber und Veranstalter

Von Siegfried Paul, Michael Ebner, Kerstin 
Klode, Thomas Sakschewski, 2., überarbei-
tete und erweiterte Auflage 2014, 280 Seiten, 
A5, broschiert, Preis 39 Euro, ISBN 978-3-
410-24278-9, (auch erhältlich als E-Book im 
Download, 39 Euro und E-Kombi [Buch und 
E-Book], 50,70 Euro)

Mit der dynamischen Entwicklung unterschied-
licher Veranstaltungsformate nehmen auch die 
organisatorischen, rechtlichen und technischen 
Anforderungen an die Veranstalter und Betreiber, 
aber auch an die involvierten Mitarbeiter von 
Behörden, Ämtern, Polizei, Rettungsdiensten, 
Ordnungs- und Sanitätsdiensten zu. 

Der Praxisleitfaden hilft bei der richtigen Beurtei-
lung der Gefährdungssituation einer Veranstaltung 
im Vorfeld und zeigt, wie man ein angemessenes 
Sicherheitskonzept entwickelt. Neben der umfas-
senden Darstellung der Grundlagen enthält das 
Buch nützliche Praxishinweise zur Erarbeitung 

eines solchen Konzepts. Weiterführende Exkurse 
geben wertvolle Einblicke in die aktuelle Praxis 
und Rechtsprechung. 

Das Buch richtet sich an Betreiber, Veranstalter, 
Behörden, Dienstleister, Gutachter sowie Auszu-
bildende und Studierende. 

Aus dem Inhalt: Typisierung von Veranstaltungen, 
Die rechtliche Situation, Aufbau und Inhalt eines 
Sicherheitskonzepts, Überwachung und Umset-
zung des Sicherheitskonzepts, Übersicht zum 
aktuellen Forschungsstand zur Besuchersteue-
rung, Wechselwirkungen zwischen Veranstaltungs-
planung und Sicherheit, Informationsmanagement.

Basiswissen Vergaberecht – Leitfaden 

Von Rechten / Röbke, Buch (Softcover), 2014, 
247 Seiten, Preis: 24,80 Euro, ISBN: 978-3-
8462-0012-4

Der Leitfaden wendet sich an Personen, die sich 
erstmals mit dem Vergaberecht befassen und/
oder einen kompakten Überblick über die Materie 
erhalten wollen. Der Leser wird praxisnah und 

allgemein verständlich in die Grundlagen und 
Funktionsweisen des Vergaberechts eingeführt. 
Zusammenhänge und Verfahrensabläufe werden 
anhand von Grafiken und Ablaufschemata 
veranschaulicht. Das Kapitel „Service“ enthält 
Informationen wie zum Beispiel die Adressen der 
Nachprüfungsinstanzen und der Auftragsbera-
tungsstellen sowie Hinweise zu Checklisten und 
zu weiterführenden Auskünften im Internet rund 
um das Thema der öffentlichen Auftragsvergabe.

Aus dem Inhalt: 
- �Grundlagen des Vergaberechts
- Subjektiver und objektiver Anwendungsbereich
- Schwellenwerte und Wertgrenzen
- Grundsätze des Vergabeverfahrens
- Verfahrensarten
- Ablauf eines Vergabeverfahrens
- Besonderheiten der elektronischen Vergabe
- Abschluss des Vergabeverfahrens
- Dokumentation
- �Rechtsschutz oberhalb und unterhalb der 

Schwellenwerte
- Sonstige Rechtsschutzmöglichkeiten
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Ebermast – Stand und Perspektiven

KTBL-Tagung vom 2. bis 3. Juli 2014 in 
Hannover, Darmstadt, 2014, 128 Seiten, 24 
Euro, ISBN 978-3-941583-91-7, Bestell-Nr. 
11504

Mit Inkrafttreten des neuen Tierschutzgesetzes 
wird die betäubungslose Ferkel-Kastration ab 
2019 nicht mehr zulässig sein. Eine mögliche 
Alternative ist die Ebermast, deren erzeugtes 
Fleisch sich jedoch häufig schwierig vermarkten 
lässt. Der vorliegende Tagungs-Band zur KTBL-
Tagung „Ebermast – Stand und Perpektiven“ fasst 
die aktuellen Ereignisse zur Haltung, Fütterung 
und Vermarktung zusammen.

Neben neuen Erkenntnissen aus den Forschungs-
vorhaben der Hochschulen sowie Lehr- und 
Versuchsanstalten zur Haltungstechnik, Tierernäh-
rung und Tierverhalten, wird auch die Ebermast 
in der ökologischen Tierhaltung mit einbezogen. 
Betriebswirtschaftliche Auswertungen bieten 
Einblicke in Wirtschaftlichkeit und Absatzwege. 
Darüber hinaus werden Möglichkeiten zur Vermin-
derung geruchsauffälliger Eber zur Haltungs-
technik, Züchtung, Transport und Schlachtung 
sowie Berichte aus der Praxis vorgestellt.

Die Beiträge richten sich an Wissenschaftler, 
Vermarkter, Berater, Landwirte, Vertreter aus der 
Politik und Interessenvertreter der Schweinehal-
tung und des Tierschutzes.

Der 128-seitige Tagungs-Band ist für 24 Euro 
beim Kuratorium für Technik und Bauwesen in 
der Landwirtschaft (KTBL) e. V. erhältlich. Bestel-
lungen werden online über die Website www.ktbl.
de über vertrieb@ktbl.de oder telefonisch unter 
06151/7001-189 entgegengenommen.

Kommunalgesetze Niedersachsen 

Textsammlung mit Einführung in die Grund-
züge des niedersächsischen Kommunalrechts

Von Prof. Dr. Arne Pautsch, erschienen im 
März 2014, Broschüre, A5-Format, 396 Seiten, 
Preis 19,90 Euro, ISBN 978-3-939248-14-9

Die vorliegende Textsammlung versammelt die 
für die kommunale Praxis in Niedersachsen 
bedeutsamsten Gesetze und Verordnungen in 
einem handlichen Band. Bei der Auswahl der 
Rechtstexte ist besonderer Wert auf Vollstän-
digkeit in dem Sinne gelegt worden, dass nicht 
nur der übliche Kanon an Kommunalgesetzen 
im engeren Sinn (also insbesondere NKomVG, 
NKWG, NKAG, NKomZG) aufgenommen wurde, 
sondern darüber hinaus auch solche Gesetze 
und Verordnungen Eingang gefunden haben, die 
im kommunalen Rechtsalltag von praktischer 
Bedeutung sind – sei es im Zusammenwirken der 
Organe im Rahmen der politischen Willensbildung 
oder aber in den Kommunalverwaltungen, die 
mit der Umsetzung der getroffenen Beschlüsse 
und sonstigen Willensbildungsakte befasst sind. 
Insbesondere sind auch dir für die Verwaltungs-
praxis bedeutsamen Zuständigkeitsverordnungen 
aufgenommen worden. Damit wendet sich diese 
Textsammlung gleichermaßen an Abgeordnete in 
den kommunalen Vertretungen und Mitarbeiter 
in den Kommunalverwaltungen, an Aufsichts-
behörden sowie an Studierende, Referendare 
und sonst mit dem Kommunalrecht befasste 
Personen. Die den Rechtstexten vorgelagerte 
Einführung beschränkt sich darauf, die Grund-
linien des niedersächsischen Kommunalrechts 
nachzuzeichnen. Zur Vertiefung muss auf die 
verzeichnete Literatur verwiesen werden. 

Das vollständige Aufzählung aller abgedruckten 
Vorschriften finden Sie auf der Produktseite im 
Internet-Shop www.laenderrecht.de/pautsch-
kommunalgesetze-nds-textsammlung.html.

Die Auslagerung kommunaler Beschaf-
fungsaufgaben als Alternative zur internen 
Durchführung: Entwicklung eines multitheo-
retischen Entscheidungsrahmens

Von Michael Broens, broschiert: 478 Seiten, 
Preis: 79 Euro, B+G Wissenschaftsverlag 
2013, ISBN: 978-3-944325-02-6

Für einen effektiven und effizienten Einsatz Ihrer 
Finanzmittel und nicht zuletzt auch aufgrund der 
vielfältigen Kritik an ihren Beschaffungskriterien 
sind Kommunalverwaltungen darauf angewiesen, 
Wege zu einer qualitativen und kostenmäßigen 
Verbesserung ihrer Beschaffungsaufgaben 
zu finden. Möglichkeiten stellen hierbei unter 
anderem die Ausgliederung der Beschaffung, 
die interkommunale Zusammenarbeit oder die 
Einbeziehung unabhängiger privatwirtschaftlicher 
Unternehmen dar. Die genannten Alternativen 
können unter dem Oberbegriff Auslagerung 
zusammengefasst werden.

Für die kommunenindividuelle Beantwortung der 
Frage nach dem Ob und Wie einer Auslagerung 
kommunaler Beschaffungsaufgaben entwickelt 
Michael Broens in seiner Doktorarbeit einen theo-
retisch fundierten, heuristischen Entscheidungs-
rahmen, in den auch die für die Problemstellung 
relevanten und zugleich komplexen rechtlichen 
Rahmenbedingungen Eingang finden.

Die organisationstheoretische Basis des Entschei-
dungsrahmens bilden der ressourcenbasierte 
Ansatz, die Transaktionstheorie und die Prin-
zipal-Agent-Theorie, die in ein gemeinsames, 
auf die kommunale Beschaffung angepasstes 
Bezugsmodell integriert werden. Während für die 
Betrachtung mittels der Transaktionskostenthe-
orie bzw. Prinzipal-Agent-Theorie ein allgemeines 

Referenzsystem in der Literatur vorhanden ist, ist 
ein solches für die Analyse von Auslagerungs-
möglichkeiten aus Sicht des ressourcenba-
sierten Ansatzes in Form beschaffungsrelevanter 
Ressourcen zuerst zu entwickeln. Hierfür erfolgt 
unter Bezugnahme auf das Vergaberecht eine 
Analyse der kommunalen Beschaffungsaufgaben, 
ehe dann daraus die beschaffungsrelevanten 
Ressourcen hergeleitet werden. Zu den herge-
leiteten beschaffungsrelevanten Ressourcen 
zählen unter anderem ökonomisches, technisches 
und (vergabe-)rechtliches Wissen oder auch die 
Organisationsgröße.

Die Entwicklung des Entscheidungsrahmens 
erfolgt, indem – unter anderem auch aufbauend 
auf einer Betrachtung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen eine Auslagerung kommunaler 
Beschaffungsaufgaben (Verfassungsrecht, 
Kommunalrecht, Wettbewerbsrecht, Vergabe-
recht) – zunächst Unterscheidungsmerkmale 
möglicher Auslagerungsformen abgeleitet und 
deren potenzielle Wirkungen auf die Bestim-
mungsfaktoren der beschaffungsrelevanten 
Ressourcenausstattung, auf die Einflussgrößen 
von Transaktionskosten und Agency-Kosten 
sowie weiterer Kosteneinflussgröße untersucht 
werden. Durch die Zusammenführung der Analy-
seergebnisse in Form von Aussagen zur relativen 
Ressourcenausstattung, der relativen Höhe von 
Transaktions- bzw. Agency-Kosten und der 
Kostenwirkung sonstiger Einflussgrößen in das 
Bezugsmodell wird schließlich der Entscheidungs-
rahmen gebildet.

Das Buch richtet sich an Fach- und Führungs-
kräfte, Dozenten und Studenten, die sich mit 
Fragestellungen der öffentlichen Beschaffung 
und Auslagerungsentscheidungen beschäftigen.

Plötzlicher Tod eines Vollzugsbeamten 

Von Gunnar Schwarting, ein Krimi, Broschur, 208 Seiten, 
Preis: 9,90 Euro, Leinpfad Verlag, ISBN 978-3-942291-57-6

Die Zeit verging jetzt ziemlich schnell, denn andere Kolleginnen 
und Kollegen riefen bei ihr an: „Schrecklich!“ „Und dann so!“ „Er 
war doch noch keine fünfzig!“ „Das möchtest du deinem schlimm-
sten Feind nicht wünschen!“ Die Wortfetzen flogen ihr nur so um 
die Ohren. Warum müssen sich alle bei mir ausweinen, wenn ich 
doch selbst die Tränen kaum zurückhalten kann, dachte Christa. 
Immerhin konnte sie aus den Gesprächen so viel mitbekommen, 
dass Erwin Werner nicht an einer Krankheit oder durch einen Unfall 
gestorben war. Es war, so ging das Gerücht, ein gewaltsamer Tod 
gewesen. Als sie das Roswitha erzählte, drang das auch durch 
deren Panzer. „Wer hat denn etwas gegen den Werner? Der hätte 
doch keiner Maus was zuleide getan!“ Roswitha Palmer war 
sichtlich schockiert.

Als der Vollzugsbeamte Erwin Werner eines Morgens erschlagen neben seinem Briefkasten 
aufgefunden wird, fragen sich seine Kollegen vom Ordnungsamt fassungslos, wer etwas gegen 
den zurückgezogenen Sonderling haben konnte. Dann aber entdeckt Kommissar Wendtland, 
dass Werner ungewöhnliche sexuelle Vorlieben hatte. Aber warum bringt sich dann auch noch 
der Leiter des Ordnungsamtes um – sollten beide Todesfälle womöglich zusammenhängen? 
Und welche Rolle spielt die verführerische Schwester des Opfers?

Ein wunderbarer Krimi über den nur scheinbar langweiligen Alltag in einer Stadtverwaltung mit 
jeder Menge kluger und witziger Beobachtungen zu den Themen Zuständigkeit, Hierarchie und 
Machtspiele – und wenn`s nur ums Kaffee kochen geht …

Der Autor, Professor Dr. Gunnar Schwarting, weiß genau, wovon er spricht. Der Alltag in Verwal-
tungen ist dem Geschäftsführer des Städtetages Rheinland-Pfalz äußerst vertraut. Gunnar 
Schwarting: Studium der Volkswirtschaftslehre und Geschichte an der Universität Hamburg; 
1979 Promotion zum Dr. rer. publ.: das Thema der Dissertation: „Kommunale Investitionen.“ Er 
war über 15 Jahre als Kommunalpolitiker und in leitender Stellung in der Kommunalverwaltung 
tätig, bevor er 1992 als Geschäftsführer zum Städtetag Rheinland-Pfalz wechselte. 2001 wurde 
er zum Honorarprofessor an der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer 
ernannt. – Gunnar Schwarting ist verheiratet und hat zwei erwachsene Kinder, er lebt seit 20 
Jahren in Mainz-Gonsenheim.

Plötzlicher Tod eines Vollzugsbeamten ist sein erster Krimi; im Sommer 2012 erschien von ihm 
im Leinpfad Verlag Klatscht Beifall, Bürger! Die wundersamen Erlebnisse des Bürgermeisters 
Aloysius P.
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